134. Sonnabend 


den 12. Juni 1847. 


des Großherzogthums Poſen. 


— 


Bekaunt machung. 0 
Ich bringe hiermit zur Kenntniß des intereſſirten Publikums daß des Kö⸗ 
nigs Majeſtät mittelſt Allerhöchſter Kabinets⸗Ordre vom 29ſten Mai zu beſtim⸗ 
men geruht haben, daß vom Jahre 1848 an, die Wollmärkte zu Breslau, 
Poſen, Landsberg und Stettin ſpäter als bisher, und zwar der 
in Breslau am 7ten bis 10ten Juni, 
in Poſen am 12ten bis LAten Juni, 
in Landsberg am 16ten bis [7ten Juni, und 
a in Stettin am 18ten bis 20ſten Juni 
abgehalten werden follen. 
Poſen, den 8. Juni 1847. 
Der Ober⸗Präſident des Großherzogthums Poſen. 
v. Beur mann. 


— 
Inland. 


Berlin den 10. Juni. Se. Majeſtät der König haben Allergnädigſt gerubt : 
Den bisherigen außerordentlichen Profeſſor, Dr. Höfer zu Greifswald, zum 
ordentlichen Profeſſor in der philoſophiſchen Fakultät der dortigen Univerſität zu 
ernennen. 

Sc. Königl. Hoheit der Großherzog von Mecklenburg⸗Schwerin 
if, von Schwerin kommend, auf Sansſouei eingetroffen. — Se. Ercellenz der 
außerordentliche Geſandte und bevollmächtigte Miniſter am Königlich Württember⸗ 
giſchen Hofe, General⸗Lieutenant von Thun, iſt nach Stralſund abgereiſt. — 
Der Graf und die Gräfin von Stargard ſind, von Neu ⸗Strelitz kom⸗ 


mend, nach Marienbad hier durchgereiſt. 


Kein Inſtitut hat wohl je ſo viele Angriffe erfahren, als das der Polizei. 
Bald geht man den Tadlern in der Vervielfältigung polizeilicher Straf- 
normen zu weit, da ſolche eine Verſchlechterung des Volkscharakters herbeiführ⸗ 
ten, indem das Volk in einer beſtändigen Angſt vor der Polizei lebe und auf jede 
Weiſe deren Nachſicht zu gewinnen ſuche, wodurch eine niederträchtige Geſinnung 
oder aber Erbitterung erzeugt werde, wenn Leute wegen einer Handlung, die ſie 
nicht für verwerflich halten können, beſtraſt würden; bald geht man darin nicht 
weit genug, indem man die Polizeigeſetze unzureichend und zu gelind fin⸗ 
det. Andere wieder greifen einzelne Thätigkeiten der Polizei an, ſo wie z. B. 
der „Publiziſt“, welcher über die Eingriffe der Polizei in die Rechte der perſön⸗ 
lichen Freiheit“ unlängſt einen Aufſatz enthielt, worin die Behauptung aufgeſtellt 
wurde, daß die Rückfalligkeit und Unverbeſſerlichkeit der Verbrecher Folge der po⸗ 
Yigeilichen Beauſſichtigung fei, die immer bis an's Grab dauere: daß Jeder, der 
beſtraft ſei, ſich gefallen laſſen müſſe, in feinem neuen Verhältniß bei Tag 
oder bei Nacht von der Polizei beſucht zu werden, was denn die Folge habe, daß 
ſolche Unglückliche nirgend Ruhe und Brod finden konnten und hierdurch zu neuen 
Verbrechen angetrieben würden. Ferner: der Nachweis der Beſſerung und des 
redlichen Erwerbs genüge nicht, ihn der polizeilichen Auſſicht zu entheben. Sie 
verfolge ihn bis zu ſeinem Tode und könne ihn jeden Augenblick obdach⸗ und 
brodlos machen, was in der Regel geſchehe. Die polizeiliche Aufſicht ſei 
ohne Grenzen. Der Beauſſichtigte habe keine Ruhe in feinem eigenen Haufe, 
dürfte keine öffentliche Luſtbarkeiten beſuchen und in der Regel keine Reiſen 
machen, u. dgl. m. Das Wahre an der Sache aber iſt, daß die durch richterli⸗ 
chen Ausſpruch unter polizeiliche Aufſicht geſtellten Perſonen darin 1 — 3 Jahre, 
je nach ihrer Aufführung, verbleiben. Dieſe Auſſicht hat aber wieder drei Grade, 
welche nach der größern oder mindern Verdächtigkeit des Individuums angewendet 
werden ſoll, darf jedoch nie ſo weit gehen, daß der Beaufſichtigte hierdurch in ſei⸗ 
nem Broderwerbe gehindert werde. Er kann ſich an jeden beliebigen Ort des 
Staats, wo er feine Griftenz zu finden hofft, ungehindert begeben. Die Behörde 
feines neuen Wohnorts wird nur durch Uebermachung feiner Perſonal- Akten, oder 
durch ſonſtige Benachrichtigung, von der angeordneten Polizei⸗Aufſicht in Kennk⸗ 
niß geſetzt. Viele Arbeiter bei Wege⸗ und Eiſenbahnbauten, aus fernen Ge⸗ 
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genden, ſtehen unter polizeilicher Aufſicht, was ſie öfters ſelbſt nicht einmal ge⸗ 
wahr werden. Ja es iſt ſogar Pflicht der Behörden, für die Beſchäftigung und 
das Fortkommen eines Beaufſichtigten, jo wie für die aus den Strafanſtalten Ent⸗ 
laſſenen zu ſorgen, und öfter keine geringe Aufgabe für die Polizei- und Gemeinde⸗ 
beamten. Nach einer unbeſcholtenen ein- bis dreijährigen Aufführung iſt es je⸗ 
dem Beſtraften unbenommen, feine völlige Rehabilitirung bei feiner Orts⸗ 
behörde zu beantragen, welche in obigem Falle auch in der Regel erfolgt. Es 


iſt daher unwahr, daß: 1) die polizeiliche Aufſicht immer bis zum Tode des da⸗ 


von Betroffenen dauere; 2) daß Jeder, der beſtraft ſei, derſelben unterworfen 
werde; 3) daß ein Beauffichtigter weder Tag noch Nacht Ruhe finde; 4) daß er 
in der Regel keine Reiſe machen dürfe. Bedächte man, welchen Nachtheil ſol che 
Angriffe gegen ein Inſtitut, das für Ruhe, Geſundheit und Sicherheit der 
Staatsbürger Tag und Nacht wacht, die Polizei, auf das Allgemeine haben, 
indem ſie die Schlechten im Volke noch mehr in ihrem Widerſtreben gegen dieſelben 
beſtärten, ja dieſe ſelbſt ſich wohl gar als Opfer derſelben betrachten und deshalb 
immer tiefer finfen, ſtatt ſich aufzuraffen und ſich mit demſelben zu verſöhnen, 
wahrlich man würde vorſichtiger mit ſolchen Angriffen ſein! 

Berlin den 10. Juni. Nach einer Allerhöchſten Kabinets⸗Ordre vom ge⸗ 
firigen Tage ſollen die Arbeiten des Brückenbaues über die Weichſel zwiſchen Dir⸗ 
ſchan und Marienburg ſofort eingeftellt und die Anordnungen dazu ungeſäumt mit 
derjenigen Rückſicht, welche die Erhaltung der ſchon ausgeführten Bauten und des 
augenblicklichen Bedürfniſſes der dabei beſchäftigten, nahrungsloſen Arbeiter nöthig 
macht, getroffen werden. Die Verfügungen deshalb ſind hiernach erlaſſen. Der 
Angriff der künftig auszuführenden öſtlichen Eiſenbahn ſelbſt wird, von dem An⸗ N 
ſchlußpunkte an die Stettin-Poſener Bahn aus, dem Allerhöchſten Befehl zufolge, 
zu ſeiner Zeit erfolgen. 

Berlin, den 8. Juni. — Die in mehreren Exemplaren an die bei 
der Unterſuchung und Entſcheidung des ſogenannten Polen-Prozeſſes Be⸗ 
theiligten bereits ausgehändigte Anklageſchrift führt den Titel: „Anklage⸗ 
ſchrift des Staatsanwalts bei dem Königl. Kammergericht gegen die bei dem Un⸗ 
ternehmen, zur Wiederherſtellung eines Polniſchen Staats in den Grenzen deſſel⸗ 
ben vor dem Jahre 1772, Betheiligten: wegen Hochverraths.“ Sie iſt vom 
29ſten Mai 1847, auf ſchönem Maſchinenvelinpapier in großem Viertelbogen⸗ 
format gedruckt, enthält 440 Seiten der Anklage ſelbſt, und XXV. Seiten eines 
Anhangs, der außer den beiden Kabinetsbefehlen, nach denen das Unterſuchungs⸗ 
verfahren wegen Hochverraths angeordnet worden, auch die Urkunden enthält, 
welche die Beweisſchriften in der Unterſuchung bilden und über die Einrichtung 
einer demokratiſchen Verfaſſung Beſtimmungen geben. Die Einleitung oder der 
allgemeine Theile der Anklage enthält 39 Seiten; er giebt die allgemeine Dar⸗ 
ſtellung der im Großherzogthum Poſen entſtandenen demokratiſchen Verſchwörung; 
der beſondere Theil entwickelt hierauf die Anklage gegen 254 Angeklagte (nicht 
210, wie früher geſagt worden.) Der Prozeß wird, wie ſchon gemeldet, An⸗ 
fangs Juli in dem dazu würdevoll eingerichteten Sitzungsſaale des neuen Muſter⸗ 
gefängniſſes bei Moabit beginnen, und der zu dieſem Zweck bereits ernannte hohe 
Gerichtshof aus den älteſten Räthen des Kammergerichts unter Vorſitz des Präſt⸗ 
denten Koch beſtehen. Letzterer iſt bereits feiner bisherigen Geſchaͤfte auf unbe⸗ 
ſtimmte Zeit entbunden und mit Durchſicht der in polniſcher und deutſcher Sprache 
ausgearbeiteten Anklage- Akten beſchäftigt. — Seit einigen Tagen bemerkt man 
an den Schaufenſtern von Kunftläden das lithographirte Bildniß des Stabtgerichts⸗ 
Raths a. D. Heinrich Simon in Breslau neben den Portraits derjenigen Stände⸗ 
Mitglieder, welche ſich auf dem Landtage durch ihre Reden ausgezeichnet. Unter 
dem Bildniſſe ſtehen die Worte: „Haltet Euch bereit, denn die Zeit erfüllt ſich;“ 
es iſt im Verlage der Expedition des Leuchtthurms zu Braunſchweig erſchienen. — 
Das Pfund Pferdefleiſch wird von dem hieſigen Verein gegen Thierquälerei zu 2, 
13 und 1 Sgr. verkauft. Der Preis richtet ſich nach dem Theile des Pferdes, 
wovon das Fleiſch genommen wird. — Die zur Prüfung der dem Landtage ein⸗ 
gereichten Petitionen gewählten Kommiſſionen kommen jetzt auch des Abends in 


den Sälen des Königlichen Schloſſes, wo die Ständefigungen gehalten werden, 
fleißig zuſammen, um ihren hohen Beruf zu erfüllen. — In ſeiner neueſten Num⸗ 
mer theilt das Journ. des Deb. die bei der Diſſidentenfrage von Becke rath 
gehaltene Rede ausführlich mit und nennt dabei den Redner einen Mann, deſſen 
Ruf in Europa nicht mehr unbekannt ſein dürfte. 

Berlin. — Wenn die Stände täglich Sitzungen haben, ſo bleiben noch 

15 Sitzungen für alle übrigen Vorlagen. Nun find aber noch drei Königl. Pro⸗ 
poſitiouen von der größten Wichtigkeit zu berathen: das Judengeſetz, die Ga⸗ 
rantie für die Oſtbahn und die Einkommenſteuer, und es iſt erſichtlich, 
daß die Verhandlungen darüber ſich etwas in die Länge ziehen werden. Von den 
Petitionen find noch viele von der weſentlichſten Bedentung vorzunehmen. Wir 
wollen nur, um von den andern zu ſchweigen, die um Preßfreiheit in Er⸗ 
wägung bringen. Es wird alſo trotz der 14tägigen Verlängerung dieſelbe Alter⸗ 
native wie vorher vorhanden ſein: entweder den Landtag noch weiter zu verlän⸗ 
gern, was doch für den größten Theil der Abgeordneten äußerſt läſtig wäre, oder 
ihn bis zum Beginne des Winters zu vertagen; denn daß man die Stände auf 
mehrere Jahre, bis zur nächſten Seſſion nämlich eutlaſſen ſollte, ohne die eben 
ſo dringenden als wichtigen Fragen, wie die Oſtbahn z. B., zu erledigen, iſt 
kaum glaublich. Allerdings ſcheint nach allem, daß die Regierung ſich nur höchſt 
ungern dazu entſchließen würde, die Stände im Laufe des Winters von neuem 

‚ singuberufen. 

Am nächſten Montage den 14. Juni kommen bei dem hieſigen Krimiuals 
gerichte die Angelegenheiten der vier des Kommunismus angeklagten Hand⸗ 
werker zur Verhandlung, welche von den im vergangenen Jahre Verhafteten allein 
unter Anklage geſtellt worden ſind. Es ſollen zum Theil harte Straſen beantragt 
ſein, doch hat die ganze Sache für uns wenig Bedeutung, da ſie ohne alle tiefere 
Verbindung und ohne Sympathie im Volk daſteht. N 

Auf dem geſtrigen Getreidemarkt war die Zufuhr nur unbedeutend. Von dem 
hier angekommenen Ruſſiſchen Roggen ward der Wispel mit 92 bis 94 Thlrn. 
bezahlt. Die Preiſe blieben gedrückt und die Kaufluſt war ſehr gering. 

Von der Oder. — (D. A. 3.) Bei der jetzt eingetretenen Annäherung 
zwiſchen Rußland und Frankreich wird es den Kennern der neuern Geſchichte 

nicht entgangen ſein, daß derſelben eine geſchichliche Analogie zur Seite ſteht. 
Kaiſer Nikolaus ſucht ſich die Gunſt des ihm ſonſt eben nicht wohlwollenden Fran⸗ 
zoͤſiſchen Volks durch einen Akt der Großmuth zu erwerben. In deſſen ſtaatsöko⸗ 
nomiſch ſo trauriger Lage kommt er ihm mit einer Anleihe von 50 Millionen zu 
Hülfe. Als Bonaparte den Kaiſer Paul von Rußland 1800 von der Koalition 
gegen Frankreich losreißen wollte, nahm er zu einer gleich großmüthigen Handlung 
ſeine Zuflucht. Obgleich mit Rußland noch im Kriege begriffen, entließ er doch 
die Ruſſiſchen Gefangenen ohne Löſegeld in ihre Heimach, ja er bekleidete und 
bewaffnete ſie auf Frankreichs Koften. Der Erfolg entſprach damals der Erwar⸗ 


tung. Rußland trat von der Koalition gegen Frankreich ab. Allein das Ganze 


glich der Wirkung eines Theatercoups. Nur zu bald zerriſſen die ſo ſentimental 
zwiſchen Frankreich und Rußland geknüpften Bande, und das Ende davon war, 
daß die Koſacken die Tuilerieen beſezten. Wird die neuangebahnte Verbindung 
zwiſchen Frankreich und Rußland ähnliche Reſultate zu Tage fürdern und den be⸗ 
kannten Napoleoniſchen Grundſatz von neuem als wahr darſtellen, daß die Groß⸗ 
muth in der Politik ein ſchlechter Rathgeber ſei? Allerdings ſpricht die Wahrſchein⸗ 
lichkeit dafür. Es finden nämlich zwiſchen Rußland und Frankreich ſo viel Gegen⸗ 
fäße ftatt, daß es, wenn nicht moraliſche Wunder geſchehen, rein unmöglich iſt, 
eine dauernde Allianz zwiſchen beiden Staaten zu Stande zu bringen. Die Jahre 
1812 — 15 haben zwiſchen beiden Völkern einen Nationalhaß hervorgebracht; 
die Polniſche Angelegenheit hat ihn vollendet; überdies ſind die Staatsverfaſſun⸗ 
gen und Geſetze beider Staaten die vollkommenſten Antipoden. Wenn aber zwi⸗ 
ſchen zwei fo diametral entgegenſtehenden Gewalten noch nie eine dauernde Vetei⸗ 
nigung ſtattgefunden hat, ſo ift dieſelbe auch jetzt nicht zu erwarten, und ſollten 
Nikolaus und Ludwig Philipp das alte zwiſchen Napoleon und Alexander zu Stan⸗ 
de gekommene Projekt einer Theilung der Welt zwiſchen Rußland und Frankreich 
wieder aufnehmen wollen, ſo würde es heute noch weit früher und leichter ſcheitern 
als damals. Was Preußen betrifft, ſo darf es, mit Oeſterreich, Deutſchland 
und England vereint, ahnliche welterobernde Pläne, wie ſie je gemacht wurden, 
nicht fchenen. Es kann demſelben daher auch ganz gleichgültig ſein, ob ſeine 
neueſten Regierungsmaßregeln an der Newa Beifall finden oder nicht. Preußen 
iſt ein ſaabſſtändiger Staat, aber nicht ein Rohr, welches der Nord- oder Weſt⸗ 
wind hin und her bewegen könnte. Es iſt ſtark durch ſeine moraliſche wie mate⸗ 
rielle Kraft, und dieſe wird mittels ſeiner naturgemäß fortſchreitenden politiſchen 
Vervollkommnung durch den Beifall der gebildeten öffentlichen Meinung Deutſch⸗ 
lands und Englands jedenfalls mehr gewinnen, als ſie dadurch verlieren würde, 
daß Rußland rückſichtlich feiner Allianzen andere Wahlen träfe. 

Koln, ben 4, Juni. Die mehr als reichen Ausſichten auf die Erndte brüfs 
ken, dem Himmel ſei Dank, die Getreidepreiſe immer mehr und von allen Sei⸗ 
ten werden jetzt die bis dahin zurccgehaltenen Vorräthe zu Markt gebracht, ſelbſt 
Kartoffeln in Hülle und Fülle. Unfere Fruchtſpekulanten werden meiſt jetzt eben 
fo ſchwere Verluſte leiden, als fie in der Kriſis gewonen haben, da fie entweder 
noch bedeutende Maſſen ſpeichern oder ſchwinmen haben, 

Koblenz, den 6. Jun. (Rh. u. Moſ⸗Itg) Der Weinſtock hat ſich 
in K letzten Tagen ſo vortrefflich aufgenommen, daß der diesjährige Jahrgang 
au 1 zu werden verſpricht. Die Obſthäume hängen von N aa 

isse. (Schief 3.0 — Welche Senfation die Rede des Hrn 9. Beer 
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in der Sitzung der Stände⸗Kurie am 19. v. M. bei Gelegenheit der Diſſidentenfrage 
auch unter den hieſigen jüdiſchen Einwohnern hervorgebracht, beweiſt der Umſtand, 
daß in Folge derſelben ſofort an dieſen gefeierten Deputirten eine mit 150 Unter⸗ 
ſchriften verſehene Dankadreſſe im Namen der hieſigen Geminde abging. Uater 


den Unterſchriſten bemerkte man auch die mehterer guheſrbemer Männer chriſtlichen 
Glaubens. 1 
—ů 
& F 
Ausland. 
Den 1 2 un d. 

Dem Frankfurter Journal wird aus Mainz vom 2. Zuni geſchrie⸗ 

ben: „Brieſe aus Darmſtadt melden, der Abg. erichtsrath Georgi von 


Gießen habe den Freiherrn v. Gagern gefordert, und aus Darmitadt vom 3. 
Juni heißt es in demſelben Journale weiter: „Die Gagern'ſche Duellangelegenheit 
erhält unſere ganze Stadt in Aufregung.“ Thatſache iſt, daß Hr. v. Gagern am 
2. Juni, an welchem Tage derſelbe (nach der öffentlichen Erwiederung des Hrn. 
Georgi) ſeine „feige Flucht“ bewerkſtelligt haben fol, Abends 11 Uhr und mehrere 
Stunden vorher in eigenem Fleiſch und Blut noch im allgemeinen Gaftzimmer 
des Darmſtädter Hofes geſeſſen, gegeſſen und getrunken hat. Auch Haben genaue 
Bekannte des Hrn. v. Gagern verſichert, daß die Angelegenheit mit Hrn. Georgi 
die einzige Urſache geweſen ſei, warum Hr. v. Gagern nicht am 1. oder 2. Juni 
nach Monsheim gereiſt ſei, wohin er ſich regelmäßig jede Woche begebe. Zuver⸗ 
läſſig kehrt Hr. v. Gagern nach wenigen Tagen, vielleicht nächſten Montag ſchon 
hierher zurück.“ In der erwaͤhnten „Oeffentlichen Erwiederung“ des Hrn. Georgi 
macht derſelbe bemerklich, daß Hr. v. Gagern, welcher anfangs die Aus forderung 
Georgi's ohne Vorbehalt angenommen habe, ſpäter in zwei Erklärungen die An⸗ 
nahme der Bedingungen verweigert hätte, die Georgi vom Anfang an geſtellt 
hatte. Gagern hätte wiederholt erklart, ohne nur einmal anzudeuten, welche 
der einzelnen Bedingungen ihm nicht genehm ſeien: auf keine andere Weiſe als 
in einem einfachen Duelle ſich mit Georgi ſchlagen zu wollen. Hiernach bliebe 
ihm (Georgi) nichts mehr übrig, als die Abreiſe des Hrn. Heinrich v. Gagern, 
welche derſelbe, nachdem ihm am ſpäten Abend des 1. Juni wiederholt kundgege⸗ 
ben worden ſei, daß er (Georgi) auf den geſtellten Bedingungen beharre, unterm 
2. Juni für räthlich erachtet habe, vor ſeinen Standesgenoſſen ſowie vor dem 
Heſſiſchen Volke, welches er als Landtagsabgeordneter vertrete, für eine feige 
Flucht zu erklären. 

Hildesheim den 6. Juni. Die Wahl des Pfarrers Lorenz zum Stelſor⸗ 
ger der hieſigen chriſtkatholiſchen Gemeinde iſt beſtatigt, und der neue 
Pfarrer wird nun ſeine amtliche Thätigkeit ſofort beginnen. In der Strenge, 
womit das Kultusminiſterium die hieſige Gemeinde bisher überwachte, und die 
ſo weit ging, daß die Gemeinde in den hieſigen Blättern nicht erwähnt werden, 
geſchweige deun als ſolche auftreten durfte, muß einige Milderung eingetreten ſein, 
da der Vorſtand des Gemeinde heute ſelbſt die Wahl und Beſtätigung des Pfarrers 
in den hieſigen Blättern bekannt macht. Darf man vielleicht hiernach auf eine 
nachgiebigere Richtung des künftigen Kultusminiſteriums ſchließen? 

Frankfurt aM. den 5. Juni. Das raſche Fallen der Getreidepreiſe fängt 
bereits an den bei der früheren Conjunctur betheiligten Spekulanten herbe Früchte 
zu tragen. Zu Mainz haben ſich an einem Tage 15 Händler zahlungsunfähig 
erklart. Die Fallit⸗Maſſen find noch nicht bekannt; doch find dabei hieſige Bank⸗ 
haͤuſer mit nicht unbeträchtlichen Summen betheiligt, für welche fie den Falliten 
ein Konto in ihren Büchern eröffnet hatten. — Der Kurfürſt von Heſſen ift nun⸗ 
mehr in der Wiedergeneſung ſo weit vorgerückt, daß er ſeine gewöhnlichen Spar 
zierfahrten um die Stadt machen kann. — Das ſchon feit mehreren Wo 010 
unſerer Stadt umlaufende Gerücht, die Frau | ogin von pe e⸗ 
finde ſich in einem intereſſanten Zuſtande erhält mit ei irecter Nachrichten 
aus der Reſidenz Darmſtadt glaubwürdige Beftätigung. Die 13jahrige Ehe des 
Erbgroßherzoglichen Paares war bisher kinderlos. — Man ſieht dermalen in 
demſelben Großherzogthume einem parlamentariſchen Zweikampfe ent 
gegen, der jedoch nicht mit den Waffen der Redekunſt, ſondern mit Piſtolen aus 
gefochten werden fol, der aber muthmaßlich ſehr ernſte Folgen haben ak 
ſich beide Theile über eine Schußweite von nur 6 Schritten vereinbart haben, — 
Man ſieht dem Ausgange dieſer Sache jetzt mit um ſo größerer Spannung entge⸗ 
gen, als der Rheinheſſiſche Deputirte einſtweilen nach ſeiner Heimath abgereift ift, 
um für jedes eventuelle Ergebniß des Zweikampfes ſeine häuslichen e 
ten zu ordnen, indeß der gegneriſche Theil auszuſprengen ſich bemüht, das Mo⸗ 
tiv jener Reiſe wäre im Mangel an Muth zu ſuchen. * 

Die Karlstr. Ztg. meldet aus Karls ruhe vom 3. Juni: „Heute waren 
auf hieſigem Markte neue Kartoffeln zum Verkauf aufgeſtellt, welche ſich bei der 
Unterſuchung als vollkommen ausgewachſen und geſund erwieſen. Nach allen 
Anzeichen iſt an ein Erkranken der diesjährigen Kartoffeln nicht zu denken, und 
die Wahrnehmungen erfahrener Landwirthe beſtätigen, daß die Kartoffel⸗Kranthtit 
gänzlich verſchwunden ſei.“ 


1 e ſter rei ch ’ 
Wien, den 5. Zum, Unſere Zeitungen enthalten das Schreiben, mit wels 
chem der Erzherzog Stephan dem Oberſten des Palatinal⸗Huſaren⸗Megiments, in 
Peſth, die Oberſten⸗Uniform ſeines Vaters als Andenken üͤberſendete. 

Die Zahl der männlichen Bauern in Galizien, die wenigſtens ein Viertheil⸗ 
gut befigen,. belief ſich im Jahre 1837 e und im vorigen Jahre 
auf 344,600, nimmt alſo ab, während fie ff er zunahm. e Br 
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Begutachtung des von der Pal 
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Die Greuzboten ſchreiben von hier: „Aus Gegenden die nicht weit von 
unſerer Reſidenz entfernt liegen, hört man noch immer von Mobotverweigerungen. 
In einer Gegend ſollen, wie das — hoffentlich übertriebene — Gerücht geht, die 
Bauern an Ketten zur Robot geführt worden ſein, da ſie ſich unter jeder anderen 
Form dazu weigerten. Dies und mehreres Andere wird diesmal ein Gegenſtand 


wichtiger Beſprechung für unſere Landſtände werden, die in den nächſten Tagen 


zuſammentreten, und von denen einige die auch in Prag tagen, bereits von dort 
zurückgekommen ſind. 

Trieſt. (A. 3.) — Seit acht Tagen weilt hier Se. Kaiſerl. Hoheit Erzher⸗ 
zog Johann und ſeine Gemahlin, welche unſere Seebäder gebraucht. Heute traf 
Se. Kaiſerl. Hoheit Erzherzog Friedrich mit dem Kriegs dampfboot „Vulcano“ 
ein. Außer dieſem letztern aukern auf unſerer Rhede das Neapolitaniſche Kriegs⸗ 
Dampfboot „Sanito“, um Pferde für den Königlichen Marſtall in Neapel ein⸗ 
zunehmen, und die geſtern Abend eingelaufene Kriegsbrigg „Principe Carlo.“ 
Die Oeſterreichiſchen Kriegsſchiffe „Bellona“, „Adria“, „Veneto“ und „Venezia“ 
haben ihre Station in Pola verlaſſen, um ſich nach Rovigno zu begeben, woſelbſt 
man den 30ſten Mai JJ. MM. den König und die Königin von Neapel zu ei⸗ 
nem dort ſtattfindenden Familiencongreß erwartet, an welchem letztern auch JJ. 
He. die Erzherzoginnen Hildegarde und Marie und die Erzherzoge Albrecht, Karl 
blend und Wilhelm theilnehmen. Die hohen Gaͤſte werden acht Tage in 
Rovigno zubringen. — In dem Marktflecken Flitſch, Goͤrzer Kteiſes, brach am 
255ſten o. M. ein Feuer aus, welches über 100 Häuſer in Aſche verwandelte. 

Von der Donau. (Karlsr Ztg.) — Die neueſten Nachrichten aus Kor 
ſtantinopel (vom 19ten v. M.) melden, daß die Pforte ſich ihres früheren Ver⸗ 
ſprechens, mit den durch Oeſterreichs Vermittelung dargebotenen Bedingungen 
(welche aber von der Griechiſchen Regierung nicht angenommen wurden) zufrieden 
zu fein, einſtweilen fur entbunden erachtet. Solches erſcheint erklärlich. Weniger 
der andere Umſtand, daß man jetzt, nachdem man auch in Konſtantinopel weiß, 
daß ſich die Griechiſche Regierung auf Diseretion der Oeſterreichiſchen Vermittelung 
üblrlaſſen hat, don Türkiſcher Seite zu einer Maßregel greift, welche die Diſfe⸗ 
renz vollends auf die Spitze ſtellt. Der Diwan hat nämlich unter dem 13. Mai 
beſchloſſen, allen Griechiſchen Konſuln das Exequatur zu entziehen, und wenn 
nicht binnen Monatsfrist der Pforte Genngthuung gegeben worden ſein ſollte, den 
Griechiſchen Schiffen die Häfen der Türkei zu verſchließen, auch ſammtliche Grie⸗ 
chiſche Handwerker, die in der Türkei anſäſſig find, auszuweiſen. Woher der 
Wind dieſes Benehmens weht, iſt nicht ſchwer zu ergründen. Nur muß man 
über die Kurzſichtigkeit der Griechiſchen Regierung ſtaunen, die der einzigen Macht, 
die ihr aufrichtig helfen wollte, die Huͤlfe fo ſehr erſchwert hat.“) 

Frankreich. 

Paris, den 6, Juni. Die Deputirten⸗Kammer hatte heute vor der 
Sitzung in ihren Büreaus ſich verſammelt, um eine Kommiſſion zur 
rs Kammer an fie geſtellten Verlangens in Betreff 
der Ermächtigung zur Verfolgung des Deputirten Emil v. Girardin zu ernennen. 
Bei dem lebhaften Jutereſſe, welches die Sache erregt, ließ ſich vorausſehen, daß 
die Kammer » Mitglieder in größerer Zahl als gewöhnlich auf ihrem Platze fein 
würden. Die Diskuſſion in allen Büreaus dauerte lange und war ſehr lebhaft. 
Namentlich waren die Mitglieder der Oppoſition in faſt voller Zahl in ihren be⸗ 
treffenden Büreaus erſchienen. Es ſind für die Ermächtigung fünf Kommiſſaite, 
gegen zwei, und andere zwei haben ſich ihre Meinung vorbehalten. 

Die Nachricht, daß Marſchall Bugeaud ſeine Entlaſſung als General-Gou⸗ 
verneur von Algerien nachgeſucht hat, beſtäͤtigt ſich. Der Moniteur algeri⸗ 
en vom 30. Mal, das offizielle Blatt der Kolonie, meldet, daß der Marſchall, 
nachdem durch die Unterwerfung von Groß⸗Kabylien, der reichſten, gewerbflei⸗ 
ßigſten und bevölkertſten Gegend des Landes, und der einzigen, die bis jetzt ſich 

hängig erhalten hatte, ganz Algerien, von der Marokkaniſchen Grenze 


bis Tunis, und vom Mittelmeer bis zur großen Wüſte unter Frankreichs Herr⸗ 


ſchaft gebracht ſei, den Kriegs- Miniſter erſucht habe, ihm einen Nachfolger zu 
geben. Marſchafl Bugeaud if 6 Jahte General⸗Gonverneur von Algerien ge 


weſen. Er wollte am 5. d. von Algier nach Frankreich ſich einſchiffen. Die Ka- 


bylen⸗Häuptlinge waren mit den Burnus der Inveſtitur bekleidet worden, nachdem 
Bugeaud und Bedeau ſich mit ihren Kolonnen unter den Mauern von Bugia 
vereinigt hatten. 

Die Preſſe meldet, daß ſich Donizetti's Zuſtand wieder etwas gebeſſert 
habe, und daß die Aerzte neue Hoffnungen ſchoͤpfen. 

Der Spaniſch-Karliſtiſche General Alzaa, der mit dem Grafen von Monte- 
wolin aus Bourges entflohen war, und der Artillerie-Oberſt Puente find am 27, 
v. M. zu Bayonne in einem Privathauſe, wo ſie ſich verborgen hielten, von der 
Polizei verhaftet worden. Alzaa iſt einer der wichtigſten Führer der Karliſtiſchen 
Partei und der ge eimſte Vertraute und Rathgeber des Grafen von Montemolin. 
Man hat bei ihm Briefe gefunden, daß er auch mit den Franzöſiſchen Legitimiſten 
in Verbindung ſtehe. Der Oberſt Puente war Kriegs⸗Sekretair des Don Carlos. 

Die Preſſe läßt ſich gart gegen den Einfluß aus, den England jetzt zu 
Madrid ausübe. Es ſtürze dort die Kabinette und ſuche eine ausſchließliche 
Herrſchaft daſelbſt zu gründen, deren man ſich ohne eine Revolution nicht entledi⸗ 
gen könne. Frankreich dürfe nicht länger ſäumen, einen ordentlichen Geſandten 


*) Nach dem pomphaſten „Deutfchendag“, den man in Griechenland zur Schau 


a mochte es der Griechiſchen Eitelkeit ſchwer fallen, ihre letzte und einzige 
uſlu 


t bei einer D en Macht ſuchen zu müſſen, Jetzt ſchei durch die 
th * Chr N 1 — eu de ae „ auch 
in hohem Grade unpolitiſch war. (A d. N. d. Kler. 3.) 


nach Mabrid zu schicken, es ſtänben zu gewichtige Dinge bort auf dem Spiel 


Herr Guizot ſolle jetzt wahr machen, was er verſprochen, nämlich Frankreichs 
Intereſſen, die rechtlich und faktiſch begründet ſeien, dort auftecht zu erhalten. 
Es ſei Zeit zu handeln, ſonſt ſei es mit Frankreichs Einfluß dahin. 

Der Eourrier de Marſeille meldet, daß Marſchall Bugeaud, als er 
von Bugia nach Algier zurückkehrte, den Ober Befehl über die Truppen der Ka⸗ 
bpliſchen Expedition dem General Bedeau übertragen habe, und daß er den ihm 
vom Könige bewilligten Urlaub benutzen werde, um nach Frankreich zurückzukehren. 

Großbritannien und Irland 

London, den 4. Juni. Ihre Königl. Hoheit die Herzogin von Kent wird 
am 8. d. M. nach Deutſchland reiſen, um ihre Verwandten zu beſuchen. Die 
Königin Wittwe beabſichtigt auf den Rath der Aerzte den nächſten Winter in Ma⸗ 
deira zuzubringen. 

Geſtern iſt Prinz Oskar von Schweden mit einem Geſchwader, beſtehend aus 
einer Fregatte, einer kleinen Korvette und einer Brigg, in Portsmouth angekom⸗ 
men und heute dort gelandet. i 

Die Verhandlungen der geſtrigen Sitzung des Unterhauſes hatten den im 
Oberhauſe bereits angenommenen Reformplan des Geſängniß⸗ und Deportations⸗ 
weſens zum Gegenſtande, über welchen der Miniſter des Innern, Sir G. Grey, 
der Utheber der betreffenden Bill, einen längeren Vortrag hielt. Der Plan iſt 
feiner Zeit bereits ausführlich eroͤrtert worden, und hat bekanntlich zum Zwei, 
die Deportation durch zum Theil einſames Gefängniß und ein Beſſerungsſpſtem 
im Lande ſelbſt zu erfegen. Die Bill ſollte an das General- Comité des Hauſes 
gewieſen werden, erfuhr aber von mehreren Seiten entſchiedenen Widerſpruch. 
So erklärte ſich Lord Mahon gegen das neue Syſtem, Sir William Mo⸗ 
lesworth billigte es nur theilweiſe, und Herr Bankes trug auf Verwerfung 
der Bill an. Auf den Antrag des Herrn Ewart wurde die Debatte vertagt. 

Die Intervention der drei Mächte in Portugal hat jetzt eine entſchiedene und 
beſtimmte Geſtalt angenommen; abet die Schwierigkeiten, welche ſie begleiten, 
ſind auch zugleich in ſehr ungleichem Verhältniß gewachſen und ſind beſonders in 
England außerordentlich ernſter Natur. Herr Hume hat einen Antrag angekün⸗ 
digt, der das Prinzip der Intervention überhaupt als unverantwortlich und unge⸗ 
recht verurtheilt, und ſollte dieſe Anſicht die Majorität im Unterhaufe gewinnen, 
ſo würde damit ein Tadelsvotum über die Politik der Regietung ausgeſprochen 
werden und nicht unmöglich ſein, daß das Miniſterium deshalb ſeine Entlaſſung 
einreichen könnte. Denn das Parlament dieſer Frage wegen aufzulöſen, iſt un⸗ 
möglich, während doch die Regierung von dem Protokoll, das ſie unterzeichnet, 
nicht zurücktreten und die Inſtruktionen, welche ſie bereits abgeſandt hat, nicht zus 
rücknehmen kann. Die Oppoſition gegen dieſe Maßregel iſt ſehr zu fürchten und 
ſeht heftig; ſie umfaßt ſowohl alle Radikalen, welche jeder Intervention feind 
ſind, beſonders aber einer ſolchen zu Gunſten einer fremden Krone, als auch viele 


Hoch Tories, die noch niemals die Regierung Donna Maria's mit günſtigen Au⸗ 


gen angeſehen haben. Dieſe Leute ſind übrigens von einem Bruder Sa da Ban⸗ 
deira's, der ſich jetzt hier in London als der Agent der Junta von Porto auſhält 
und die Intervention der Engliſchen Regierung durch eine Demonſtration im Un⸗ 
terhauſe zu paraliſiren hofft, angeregt worden. er 
Lord Palmerſton hat ſich geweigert, die Diskuſſton anzunehmen, bevor nicht 
das Patlament im Beſitz der ganzen Korreſpondenz wäre, welche jetzt unter der 
Preſſe des auswärtigen Amtes iſt und wohl erſt Montag den Mitgliedern überge⸗ 
ben werden wird. Die Debatte wird wahrſcheinlich am nächſten Freitag ſtattfin⸗ 
den. Viele von den Whigs werden, in Verbindung mit den Radikalen und Pro⸗ 
tektioniſten, gegen die Jutervention ſtimmen, und das Reſultat der Abſtimmung 
dürfte lediglich von dem Verhalten Sir R. Peel's abhängen. m 
Sehr wahrſcheinlich wird dieſer Staatsmann dem Kabinet in ſolcher Verlegen⸗ 
heit ſeinen Beiſtand gewähren, und man muß auch zugeben, daß die Sache der 
Regierung ſehr viel für ſich hat. 8 
Inzwiſchen wird ſehr viel davon abhängen, was jetzt in Porto vor ſich geht. 
Ein Dampfſchiff iſt heute morgen mit Nachrichten bis zum 30ſten v. Mts von 
Porto angekommen, aus denen hervorgeht, daß die Junta endlich erkannt hat, 
das Britiſche Geſchwader mache Ernſt. Sir. H. Seymour hat nämlich wirkſame 
Maßregeln getroffen, um den Ausgang einer zweiten Inſurgenten⸗Expedition aus 
dem Douro zu verhindern. Mehrere Engliſche Kriegsſchiffe waren vor Porto, und 


es herrſchte dort große Beſtürzung, die Junta ſtand im Begriff, den Marquis von 


Loulé abzuſchicken, um mit der Regierung der Königin in Liſſabon zu unterhan 
deln, und man kann noch hoffen, daß ein friedliches Arrangement werde getroffen 


werden. 
Vermiſchte Nachrichten. 

Aus Sachſen. — Faſt gleichzeitig mit der Nachricht von dem mit allge⸗ 
meinem Beifall aufgenommenen Antrage det Preußiſchen Stände, daß die Staats⸗ 
ꝛegierung auf die Errichtung von Realgymnaſien Bedacht nehmen möge, kam 
uns die, wie wir annehmen dürfen, ſicher beglaubigte Kunde zu, daß die Säch⸗ 
ſiſche Regierung bereits einen ſolchen Plan in Beratung gezogen habe und zu die⸗ 
ſem Zwecke ein Poſtulat an die nächſte Ständeverſammlung zu benachrichtigen bes 
abſichtige. Ein folder Plan, aus den Bedürfniſſen und Richtungen der Zelt 
hervorgehend, kann nur beifaͤllig aufgenommen werden und wird feine verdiente 
Anerkennung gewiß auch bei den Ständen finden. 

Baden (Aargau), den 1. Juni. Heute Mittag entzündete ſich durch Gr= 
plofion einer Ladung beim Steinbergen im Tunnel das in einem offenen Kaſten 
ſich befindliche Pulver in einem Quantum von elrea 40 Pfund. Das Getöfe 


war ſo ſtark und furchtbar, daß im ganzen Orte plötzlich faſt Alles aus den Häu⸗ 
ſern und dem Tunnel zuſprang, aus dem eine gräßliche Rauchwolke an beiden 
Seiten herausquoll, daß man ſelbſt den Brand eines Hauſes wähnte. Da vor 
dem Anzünden der Zündſchnur natürlich die Arbeiter bei Seite gingen, ſo wurde 
niemand beſchädigt; nur einen warf die Pulvererploſion mehrere Schritte weit 
In der Nähe des Tunnels und gegen die Bruggerſtraße 
Wäre dieſe Exploſion erfolgt, 


weg an eine Wand. 
zu zerſprengte es bei hundert Scheiben. 
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ehe der 


Stadttheater in Poſen. 

Dienſtag den Iäten Juni zum Beneſiz für Mad. 
Pfiſter: Die Grabesbraut, oder: Guſtav 
Adolph in München; dramatiſches Gemälde 
aus den Zeiten des dreißigjährigen Krieges, in fünf 
Aufzügen, mit einem Vorſpiel: Die Verlobten, 
in 1 Aufzuge von J. F. Bahrdt. 


Wohlthätigkeit. 

Für die Abgebrannten zu Opalenica haben wir 
ferner erhalten: 26) Von dem Senat der freien 
Hanſeſtadt Hamburg (durch Herrn Kaufmann Jac. 
Träger) 50 Rthlr, nach Abzug von 27 Sgr. Porto 
49 Rthlr. 3 Sgr. Ueberhaupt find bei uns einge⸗ 
gangen 117 Rilr. 8 Sgr., wie No. 111. 113. 117. 
‘120. und 122. unferer Zeitung nachweiſen, welche 
Summe wir heute dem Herrn Bürgermeiſter Gabert 
zu Opalenica per Poſt überſandten. 

Poſen, den 11. Juni 1847. 
Die Zeitungs⸗Expedition von W. Decker & Comp. 


Für die abgebrannten Armen in Murowana⸗Gos⸗ 
lin find ferner bei mir eingegangen: Von Hrn. Maj. 
Kf. 5 Rtlr., von Hrn. Juſtiz⸗Komm. Gierſch 5 Rilr., 
von Herrn D. 1 Rthlr., von den Damen H. & K. 
1 Rthle., von den Schülern des Herrn Knappe auf 
der Walliſchei 1 Kthlr. — Zuſammen 237 Rilr. 17 
Sgr. 6 Pf. nebſt verſchiedenen Kleidungsſtücken. Ein 
hoher Senat in Hamburg hat auf meine Bitte 50 
Rihlr. für Mur.⸗Goslin eingefandt. 

Indem ich obige menſchenfreundlichen Gaben be⸗ 
reits zu Händen des Herrn Bürgermeiſter Neuge⸗ 
bau er befördert habe, ſage ich allen Gebern meinen 
gefühlteſten und herzlichſten Dank. 

Poſen, den 12. Juni 1847. 8 
ö f Jac. Träger. 


Oeffentliche Bekanntmachung. 

Es find in der letzten Zeit nicht blos in hieſiger 
Gegend, ſondern wie verlautet, auch von hier aus 
in Berlin, Pofen und Breslau eine Menge 
Thalerſtücke, mit dem Gepräge von 1816, verarbei⸗ 
tet worden, welche als unächt befunden worden ſind. 
Dieſelben laſſen ſich insbeſondere durch eine etwas 
bläſſere Farbe, durch eine in der Mitte befindliche 
kleine Unebenheit und durch einen Strich, der ſich 
über dem D im Worte „Friedrich“ befindet, erken⸗ 
nen. Indem wir das Publikum, unter Hinweiſung 
auf das Geſetz vom Sten April 1823, wonach der⸗ 
jenige, welcher wiſſentlich und aus gewinnſüchtiger 
Abſicht falſche Münzen weiter verbreitet, mit 4 bis 
10jähriger Feſtungsſtrafe bedroht wird, hierauf aufs 
merkſam machen, fordern wir zugleich alle diejenigen, 
welche dergleichen Thalerſtücke noch beſitzen, auf, ſol⸗ 
che ſofort unter Vorbehalt ihrer Rechte an uns ab⸗ 
zuliefern. Ried 

Birnbaum, den 8. Juni 1847. b 

Königl. Land⸗ und Stadtgericht. 


Nothwendiger Verkauf. 
Land⸗ und Stadtgericht zu Oſtrowo. 


Das den Andreas und Julianna Rowek⸗ 
kiſchen Eheleuten gehörige hierſelbſt sub No. 76 be⸗ 
legene Gasthaus „Hotel de Posen“ genannt, nebſt 
dem dazu gehörigen Brauhauſe und anderem Zube⸗ 
hör, namentlich allen damit verbundenen Ländereien, 
zuſammen abgeſchätzt auf 10,870 Thlr. 25 Sgr. zu⸗ 
folge der nebſt Hypothekenſchein und Bedingungen 
in der Registratur einzuſehenden Taxe, fol am 19. 

anuar 1848 Vormittags 10 Uhr an ordentlicher 
Gerichtsſtelle ſubhaſtirt werden. 

Verpachtung. 

Zur Verpachtung des v. Guttrpfhen Grund⸗ 
ſtücks Columbia No. 1. vom Aften Oktober 1847 
bis dahin 1848 ſteht auf den io ten Juni Vor⸗ 
mittags 11 Uhr im Adminiſtrations-⸗Bureau, Frie⸗ 
drichsſtraße No. 30., Termin an, wozu Pachtluſtige 
mit dem Bemerken eingeladen werden, — ein jeder 
por Abgabe feines Gebots 30 Thale Caution erle⸗ 


gen muß. De Me 8 

1 altenes Schaufenſter iſt zum Verkau 
Rn 5 10 Nowacki, Uhrmacher, 
8 Breslauerſtraße No. 40. 


Tunnel oder der Durchbruch fertig geweſen, ſo hätte es ſichet nebſt Menſchenle⸗ 
ben total die nächſten Häuſer gekoſtet. ö 

Lord Burgerſh, der Bruder des Earls v. Weſtmoreland, jetzigem Geſandten 
in Berlin, hat der Lind ſeine Hand angeboten. 
einem ſehr artigen Schreiben für ſeine Güte gedankt, von der Gebrauch zu ma⸗ 
chen ein früheres Verſprechen fie hindere. — Sir Lytton Bulwer hat Freiligrath 
ſeinen Landſitz als Aſyl angeboten. . 


Die Sängerin aber hat ihm in 


Ein Hauslehrer, 
der auch im Fortepianoſpiel unterrichten kann, fin- 
det ſofort eine Stelle. Adreſſen mit Angabe der 


Verhältniſſe werden sub N. Kurnik post rest.“ 


erbeten. 
Ein Sohn redlicher Eltern, welcher wünſcht Ma⸗ 
ler zu werden, kann ſich melden bei - 
Wittwe Penad 
Gerberſtraße im „Hotel zum Schwarzen Adler.“ 
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Markt No. 62. im Modewaa⸗ 
ren⸗Laden 
werden die neueſten Bordüren⸗Hüte in den 
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2 zu räumen, fo wie ſämmtliche Damen⸗Putz⸗ 
3 Artikel zu 
2 bedeutend herabgeſeßken Dach en? 

. . 
Seeed 60400 6.060ον,τ 


ol 
50 > 


9009999 
0000000000 


. e NE 
f 


e U RE RR 
Fertige Kleidungsſtücke für Herren. 
& J. H. Kantorowicz, 
Markt Nro. 40. dem Nathhaus⸗Eingang & 
gradeüber, . 
empfiehlt eine große Auswahl von Sommer⸗ * 
röcken, Twinen, Reitfracks, Beinkleidern 


& und Weſten ſowohl in Cort, Caſchemir, ® 
% Sunn ee 


> 
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300 Stück junge feine Mutterſchaafe, deren Woll 
jetzt in Poſen zu 72 Rthlr. pro Centner verkauft 
worden, ſollen Behufs Beſchaffung einer hochfeinen 
Schäferei auf dem Dominio Weiden vor werk bei 
Bentſchen ſofort verkauft werden. 


Markt 89. iſt eine möblirte Stube nebſt Entre 
für 4 Nthlr. monatlich zu vermiethen. 


u vermiethen 
ſind Jeſuitenſtraße No. 8. Parterre 3 Zimmer nebſt 
Küche, Kammer und Keller bei 
Johann Eliafzewicz- 


Die zweite Sendung neuer Matjes⸗ 
Heringe beſter Qualität empfing per Eil⸗ 
fuhre und empfiehlt zu billigen Preiſen 

die Heringshandlung 
Benjamin Scherek, 
Jeſuitenſtraße 2. 


Namen wird die Predigt halten: 
der 
Kirch enn. Vormittags. Nachmittags. 


Evangel. pie re . 


Evangel. Petri-Kirche. ] = Eonf-R. Dr. Siedler 
Garniſon⸗Kirche —Div.⸗Pred. Nieſe 
Bometche — a 
Pfarrkirche Manſ. ruſinowski 
St. Adalbert-Kirche ...f = Manſ. Prokop 


St. Martin⸗Kirche Dekan v. Kamienski 
Deutſch⸗Kath. Succurſale] = Prof. Janiſzewski 


Bominit, rg * — 1. 227525 
d weſt. J Manſ. c 
Bien a ag Com. piattowstt 


RR Somme I 12 BB 2 f 


den wird. 


Sonntag den 13ten Juni 1847 


Hr. na Sp Seeger or. Pred. Friedrich 


- Manf. Amman 
Dom Vic. Koſzutski 


„Nel.-Lehrer Dulins ki 
deutſch 


€ 5 
„Nel. Lehrer Nowa⸗ 
kowski poln. 


Manſ. Ten 


Milchpacht offen von Johanni an beim Do⸗ 
minium Luſſowo, 14 Meile von Pofen. 


Die unterzeichnete Direktion beehrt ſich den reſp. 
Mitgliedern des geſelligen Vereins im Logenhauſe 
hierdurch ergebenſt anzuzeigen, daß künftigen Dienftag 
den 15ten Juni bei günſtiger Witterung das dritte 
Garten⸗Konzert, und zwar diesmal unter gütiger 
Mitwirkung des Männer: Gefang > Vereins flattfin- 
Die Direktion, 


Zum Baierfchen Zelt. 
Unter diefer Firma habe ich einen Sffentlichen 
Garten auf dem Graben No. 18., vis-ä- vis von 
dem Fort St. Roch (Städtchen), und der ſtädti⸗ 
ſchen Badeanſtalt, eröffnet. — Hiermit empfiehlt 
ſich einem ſehr geehrten Publikum und ladet erge⸗ 
benſt ein Ludwig Scchulz. 
Poſen, den 8. Juni 1847. 


Mit hoher obrigkeitlicher Erlaubniß wird Mon⸗ 
tag den Aten Juni Unterzeichneter die Ehre haben, 


in dem frühern Kubickiſchen Garten, jetzt bei 


Herrn Zander, ein 


großes Kunſt⸗Feuerwerk 


in ſechs Abtheilungen * 
zu veranſtalten. Indem in demſelben faſt alles neu 
Vorſtellungen vorkommen werden, ſo erlaube ich mir 


die ganz gehorfame Bitte, daß ein hochgeehrtes Pur 


blitum mich mit einem recht zahlreichen Beſuche be⸗ 
ehren wolle 
Von 6 Uhr ab findet Garten⸗Konzert ſtatt. 
Bald nach 9 Uhr beginnt das Feuerwerk. Mles 
Andere werden noch die Anſchlagezettel beſagen. 
Poſen, den 12. Juni 1847. 


o p p, 
früher Oberftuerwerker in der K. 5. Artill.-Brigade, 


In Urbanowo 


von jetzt ab jeden Sonnabend und Sonntag 
Nachmittag großes Garten- Konzert. Anfang 
5 Uhr Entree pro Familie 3 Sgr.; pro Perſon 
1 Sgr. 6 Pf. j | 


Odeum. 


Sonnabend den 12. und Sonntag den 13. Juni c.: 


Großes Gung'lſhes Konzert. 


Anfang 6 Uhr. Entrke 23 Sgr. Kinder 1 Sgr. 
Ergebenſte Einladung Bornhagen. 


Die im Zeitungsblatte vom Sten Juni c. No. 130. 
enthaltene Warnung in Bezug auf meinen Ehemann 
widerrufe ich hiermit, da fie in Folge einer Aufre⸗ 
derei erfolgt iſt, und bemerke, daß ich mit meinem 
Ehemanne wieder ausgeſöhnt bin, und nach wie vor 
die Ehe mit ihm wieder fortſetze. 

Poſen, den 10. Juni 1847. 

n Thereſia Szymanska. 


In der Woche vom Aten bis loten 
Juni 1847 find: 


geftorben: | getraut: 
h ibl. 
Sera. | Befehl. 


geboren: 
Knaben.] Mädch. 


Paare: 


— 


188 
Erde Es 
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1 
11 


11 
1 
44 
11 


# 


— 
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(Hierzu zel Belagen) 
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Landtags „Angelegenheiten. 


Sitzung der Herren⸗Kurie am 4. Juni. 
(Schluß 0 
Finanz⸗Miniſter von Düesberg (fährt fort): Bei der jetzigen Lage 
des Staatshaushalts kann eine weitere Verminderung des Ertrags dieſes 
Einnahmezweiges nicht in Ausſicht genommen werden; es iſt im Gegen⸗ 
theil bei den Eiſenbahn⸗Fonds darauf gerechnet, daß der Ertrag ſich jähr⸗ 
lich ſteigern werde, fo daß er mit Einſchluß der 500,000 Rthlr., die von vorn⸗ 
herein zur Dotation jenes Fonds ausgeſetzt worden ſind, im Ganzen die Summe 
von 2 Millionen Thalern erreichen werde. Gegenwärtig aber ſtellt er ſich 
nur auf 1,200,000 Nthlr.; es iſt alſo noch eine Steigerung von 800,000 
nothwendig, damit die für das Eiſenbahnweſen in Ausſicht genommene volle 
Summe erreicht werde, welche bei den günſtigſten Verhältniſſen ſo bald noch 
nicht zu erwarten iſt. Ich bemerke dies, um darzuthun, daß eine Anordnung, 
die eine Verminderung des der Staatskaſſe aus dem Salz-Monopole zuflie⸗ 
ßenden Ertrags zur Folge haben könnte, mit den auf den Staatshaushalt 
zu nehmenden Rückſichten gegenwärtig nicht vereinbar iſt. Es treten aber 
einer ſolchen Anordnung noch andere Rückſichten weſentlich entgegen. Es iſt 
mit den ſämmtlichen Zollvereins⸗Staaten vereinbart worden, daß mit dem 
Salze ein Freihandel nicht ſtattfinden ſolle, ſondern eine Salzregie für Rech⸗ 
nung des Staats. Dieſe Vereinbarung war weſentlich nothwendig, um unter 
den verſchiedenen Vereinsſtaaten, wo das Salz überall eine bedeutende Ein⸗ 
nahmequelle für den Staatshaushalt bildet, einen freien Verkehr erhalten zu 
können. Ich kann nur wiederholen, was in der anderen Kurie von Seiten 
der Regierung erklärt worden iſt, nämlich, daß ſie aus den vorentwickelten 
Gründen Anſtand nehmen muß, der vorgeſchlagenen Maßregel beizutreten. 
Referent Frhr. Senfft v. Pilſach: Ich glaube nicht unberührt laſſen 
zu dürfen, daß über den vorliegenden Gegenſtand ſchon in der anderen Kurie 
verhandelt worden iſt. Mehrere Anträge wurden dort angebracht. Der erſte 
iſt dahin gegangen, daß man den Salzpreis wieder erhöhen möchte und das 
Mehr zur Unterſtützung der Armen verwenden ſolle. Dieſer Antrag fand 
aber keine Unterſtützung. Ein zweiter Antrag, der dahin ging, den Ausfall 
der Salzſteuer auf die oberen Klaſſen der Klaſſenſteuer zu vertheilen, iſt auch 
nicht angenommen worden. Zuletzt iſt der Antrag geſtellt worden, an Se. 
Königl. Majeſtät die ehrfurchtsvollſte Bitte zu richten, durch Verhandlung 
mit den betreffenden vereinsländiſchen Regierungen die Aufhebung des Salz⸗ 
Monopols vorzubereiten und dem nächſten Vereinigten Landtage eine Geſetzes⸗ 
Vorlage vorlegen zu laſſen. Dieſer Antrag iſt offenbar derjenige, der ſich 
dem Antrage der Abth. am meiſten anſchließt, aber durchaus nicht mit ihm 
identiſizirt werden kann, weil wir nicht darum gebeten haben, daß eine feſte 
Steuer aufgelegt werde, ſondern weil wir die Art und Weiſe, wie der ent⸗ 
ſtehende Ausfall gedeckt werde, dem Ermeſſen der Regierung anheimgeſtellt 
haben. Auch jener Antrag hat nicht die geſetzliche Majorität von zwei Drit⸗ 
teln erhalten, wohl aber die abſolute Majorität. Dafür ſtimmten 222, da⸗ 
gegen 168. Ich habe geglaubt, daß, wenn auch die in Rede ſtehende Ver⸗ 
handlung nicht offiziell an die hohe Kurie gelangt, es doch für dieſelbe von 
e wäre 
1 aß wir uns brauchen abhalten zu laſſen, über einen Antrag zu ver⸗ 
handeln, der allerdings verwandt mit dem erwähnten, aber keinesweges iden⸗ 
iſch iſt. er 
zit Finanz⸗Miniſter: Dieſer Vorſchlag war nur der Antrag eines Abg. 
aus der Rhein⸗Provinz. Das Gutachten der Abth lautet etwas anders Es 
heißt: „So lange aber die Staatsbedürfniſſe das Einkommen aus dem Salz⸗ 
handel nicht entbehrlich erſcheinen laſſen nimmt die Abth., namentlich unter 
den beſtehenden Verhältniſſen zu den Zollvereins-Staaten, Anſtand, die Auf⸗ 
hebung des Monopols und die Aufbringung des Skaatseinkommens durch eine 
Eingangs⸗ und Fabrications⸗Steuer vom Salz für jetzt zu befürworten.“ 
Das war die Petition, die Salzſteuer aufzuheben. Die Abtheilung der ans 
deren Kurie ſprach ſich dagegen aus. Es wurde ein Amendement geſtellt, er= 
hielt aber die nöthige Majorität nicht, und demnach wurde das Gutachten 
illſchweigend angenommen. 5 
en Bahr: Wir haben zur künftigen Milderung der Noth 
Anträge zum Schutz der vaterländiſchen Induſtrie geſtellt, damit die Arbeit 
welche ſich das Ausland bezahlen läßt, uns erhalten, und ſo unſeren Arbei⸗ 
tern der Gewinn bleibe. Nun behaupte ich aber, das allerſicherſte Mittel 
egen alle Noth iſt die Erſchaffung recht vieler Nahrungsmittel, wodurch ihre 
Wohlfeilheit bedingt wird. Dies wird nun insbeſondere dadurch hervorge⸗ 
bracht werden, wenn der Landwirthſchaft alle die Hemmniſſe, welche fie noch 
beengen und hindern, die Intelligenz, deren fie fähig if, zu entwickeln, aus 
dem Wege geräumt werden. Denn dann wird es ihr möglich werden, alle 
die Millionen, die noch im Boden begraben find oder in der Luft herum⸗ 
schwirren, zu heben und zur Erſcheinung zu bringen. Es iſt das ſchöne Re⸗ 
fultat der neueſten Vereinigung der Wiſſenſchaft, die ſich endlich einmal her⸗ 
abgelaſſen hat, auch an den Pflug zu treten mit der Praxis; daß wir alle 
die ungeheuren Schätze, welche noch in der Luft ſchweben und die wir im 
Boden nur zu fixiren haben, zu ehren lernen. Mit dieſen Schätzen, meine 
Herren, werden wir 1 af . Weber m 2 deren Zahl 
wir keinen Begriff haben. Es wird ſo viel wegen Uebervölkerun 
ir Herren, wir wiſſen noch gar nicht, wie viel Bevölkerung die 
ſer Ackerbau wird ernähren können. Entfeſſeln Sie ihn, und dann überlaſſen 
Sie ihm mit getroſten Muthe die Proletarier, welche die Fabriken geſchaffen 
haben, aber nicht ernähren können; laſſen Sie dieſe zu uns kommen, wir 
werden fie auf die natürlichſte Weiſe ernähren. Das iſt der Sinn dieſer 
Petition; fie bittet um Freiheit, um Aufhebung eines Monopols. Die Her⸗ 
abſetzung des Preiſes vom Salz, die auch kommen könnte, wie wir eben ge⸗ 
hört haben, ohne das Monopol herabzuſetzen, war für uns das kleinere Mo⸗ 
tiv; wir waren überzeugt, daß, wenn immer nur freier Verkehr gegeben 
würde, wenn das Monopol aufhörte, daß dann eine Herabſetzung des Salz⸗ 
preiſes von ſelbſt erfolgen würde, weil ſich der Verbrauch des Salzes um das 
Fünffache, Sechsfache, ja um das Elffache, ich kann gar nicht ausſprechen, 
um wie viel, vermehren würde, ( Heiterkeit.) Ja, meine Herren, ich wieder⸗ 
hole, daß es nicht auszusprechen iſt. Wir dürfen annehmen, daß durch die 
Salz⸗Fütterung die Milch⸗ und Fleiſch-Production ſich verfünffacht. Wie 


von demſelben Kenntniß zu nehmen. Indeſſen glaube ich 


viele Menſchen, meine Herren, können wir dann mehr ernähren! Noch überall 
hat freie Konkurrenz immer Ueber⸗Production gemacht. Uebergeben Sie alſo 
das Salz der freien Konkurrenz, fo werden fie bald eine Ueber-Production 
haben, und ich glaube, man kann noch gar nicht berechnen, um wie viel die 
Tonne und der Centner wohlfeiler werden wird, wie das Beifpiel von Eng⸗ 
land ſchlagend beweiſt. a 

v. Brandt: Wenn es ſich herausgeſtellt haben dürfte, daß namentlich 
für den ökonomiſchen Betrieb die Ausdehnung in der Salz⸗Verwendung ſehr 
wünſchenswerth wäre, ſo glaube ich dennoch nicht, nachdem wir gehört haben, 
daß eine ſo große Einnahme aus dem Salz für den Staat bezogen wird und 
ſchwerlich ein Mittel, deſſen Ausfall zu decken, aufzufinden iſt, der Aufgabe 
des Salzmonopols das Wort ſprechen zu können, will vielmehr deshalb nur 
in Beziehung auf die Oekonomie einen Antrag formiren und halte mich in 
Folge deſſen veranlaßt, ein Amendement zu dem Gutachten zu machen, das 
ungefähr dahin gehen würde, daß alle diejenigen Formalitäten, welche jetzt 
bei der Verabreichung des Vichſalzes ſtattſinden, befeitigt werden, namentlich 
gewiſſe Tabellen, welche die einzelnen Ockonomieen auszufüllen verpflichtet 
find, und nach welchen fie den von der Behörde zu normirenden Salzbedarf 
zur Fütterung des Viehes bekommen. Wenn nun ein unbeſtreitbar großer 
Segen von dem Verbrauch des Salzes bei dem landwirthſchaftlichen Betriebe 
ſich herausſtellte, ſo ſcheint es mir ein Bedürfniß, daß alle hemmenden Schwie⸗ 
rigkeiten bei deſſen Beziehung zu beſeitigen ſind, um dadurch Gelegenheit zu 
geben, daß allen Oekonomicen, welche es für wünſchenswerth halten, einen 
unbeſchränkten Salzverbrauch bei ſich einzuführen, dies erleichtert wird. 

Graf v. Solms-Baruth: Die hohe Verſammlung iſt gewiß dem zur 
erſt vernommenen Redner ſehr dankbar für die ſehr geiſtreiche und beredte 
Darſtellung, die er uns über die Vorzüge gemacht hat, welche die Anwendung 
des Salzes auf die Landwirthſchaft haben dürfte. Ich bin auch davon über⸗ 
zeugt, daß der Einfluß, den das Salz auf dieſelbe hat, ein ſehr großer iſt, 
ich möchte aber doch nicht die ſanguiniſchen Hoffnungen des verehrten Red⸗ 
ners vollſtändig theilen. Allerdings ſind Verſuche gemacht worden, welche 
ſchon große Reſultate gezeigt haben. Sie ſind aber praktiſch bei uns noch 
nicht fo ins Leben gegangen, daß wir eine fo große und unſerem Staats- 
haushalte unentbehrliche Summe in Frage ſtellen könnten, welche auf andere 
Weiſe nicht leicht gedeckt werden möchte. Die Summe, welche der Staats- 
haushalt aus dem Salzmonopol bezieht, iſt, wie wir gehört haben, nahe an 
5 Millionen. Die Aufgabe des Monopols würde, wie der Antragſteller er⸗ 
wähnt, eine Eingangs- und eine Fabricationsſteuer des Salzes nöthig mas 
chen. Zu der erſten würde ein bedeutendes Perſonal und eine läſtige Kontrolle 
nöthig werden und dies eine ſehr bedeutende Ausgabe veranlaſſen. Dieſe 
Gründe machen mich bedenklich den Vorſchlag zu unterſtützen. 

Prinz Biron: Ich halte es für ſehr bedenklich, wenn die hohe Ver⸗ 
ſammlung von unſerem Standpunkte aus der Staats-Regierung den Rath 
ertheilen wollte, eine ſolche große Einnahme fallen zu laſſen, um muthmaß⸗ 
lich in vielen Jahren ein günſtiges Reſultat für das Land zu erzielen, ohne 
daß wir der Krone das Mittel auch an die Hand geben, dieſe' große Ein⸗ 
nahme wieder zu erſetzen, und dies Mittel unter den gegenwärtigen Zeitver⸗ 
hältniſſen und nach den Erklärungen des Königlichen Kommiſſarius anzuge⸗ 
ben, würde ſchwer halten. f 

Fin anz⸗Miniſter: Die Verabreichung von Salz zu Viehfutter und 
zu gewerblichen Zwecken iſt kein Gegenſtand der Beſteuerung, ſondern im All⸗ 
gemeinen wird das Salz zu den durchſchnittlichen Selbſtkoſten verabreicht. 
Wenn in Veziehung darauf noch eine Erleichterung wünſchenswerth iſt, fo 
wird die Verwaltung nicht abgeneigt ſein, darauf einzugehen. Es iſt jedoch 
erforderlich, daß in dieſer Hinſicht nähere Anträge gemacht werden, denn es 
iſt dies nicht Gegenſtand der gegenwärtigen Petition, die im Allgemeinen auf 
Aufhebung des Monopols und, nach Befinden, auf Anordnung einer ande⸗ 
ren Steuer gerichtet iſt. 

Marſchall: Es iſt in Bezug auf die Abgabe des Viehſalzes der ein⸗ 
zige Vorſchlag gemacht worden, daß die Formalitäten, die dabei vorkommen, 
aufhören möchten. Der Domherr v. Brandt hat denſelben gemacht, und 
er wäre jetzt zur Unterſtützung zu bringen. Es würde ſich vorher fragen, ob 
dieſe Formulirung des Vorſchlages hinreicht, oder ob er noch weiter aus zu⸗ 
führen ſein würde. 8 

Domherr v. Brandt: Ich glaube, es würde Alles erfüllt werden, was 
in ökonomiſcher Beziehung gewünſcht werden könnte, wenn die Formalitäten 
beſeitigt würden. Es exiſtiren ſtatiſtiſche Tabellen, worin eine gewiſſe Quan⸗ 
tität beſtimmt iſt, die für jedes Haupt Vieh verabreicht werden fol. Wenn 
dieſe mehr oder weniger ungenau zu nennen fein dürften, da der Viehſtand 
bei größeren Ockonomieen oft wechſelt, fo ſcheint es von beſonderer Wichtig⸗ 
keit, daß man durchaus nicht im Verbrauche des Salzes beſchränkt iſt. 

Marſchall: Es kommt jetzt darauf an, zu ermitteln, ob der Vorſchlag 
des Domherrn v. Brandt die geſetzliche Unterſtützung von 6 Mitgliedern findet. 
Wird hinreichend unterſtützt. Er wird alſo zur Abſtimmung kommen. 

Graf von Sterſtorpff: Sollte das Salz wirklich in größeren Maſ⸗ 
fon zur Düngung verwendet werden können, fo wird die Regierung auch 
ſpäter nichts dagegen haben, daß eine Erleichterung zu dieſem Zwecke fatt- 
finde; aber es muß erſt bewieſen werden, daß das Salz in unferen Landſtri⸗ 
chen ſich wirklich praktiſch dazu eigne. Wie die Sache jetzt ſteht, ſo iſt zu 
bemerken, daß jedes Monopol dem freien Handelsverkehre, mithin der Baſis 
widerfirebt, welche fo oft für unſeren Handel feſtgeſtellt worden iſt. Nachdem 


nun aber das Salz⸗Monopol einerſeits ein fo großes Element unſerer Staats⸗ 


Regierung geworden iſt, andererſcits eine Haupt Grundlage unſeres Zoll⸗ 
Vereins bildet, ſo ſcheint es mir in dieſem Augenblicke dem Nutzen des Staa⸗ 
tes nicht entſprechend zu fein, wenn dieſe Petition in der von der Abtheilung 
aufgeſtelllen Form an die Stufen des Thrones gelangen ſollte. ö ; 
Referent Senfft von Pilſach: Es iſt nicht nothwendig, erſt Ver⸗ 
ſuche über die Düngung mit Salz machen, ſondern es ſind vielmehr ſchon 
zahlreiche Verſuche gemacht worden, und fie haben glänzende Reſultate ergeben. 
Graf Dyhrn: Ich muß das nur beſtätigen; es ſind die zahlreichſten 
Verſuche, die alle günſtig ausgefallen ſind, gemacht worden. 
Finanz-Miniſter: Wenn in der Adtheilung erklärt wurde, es ſeien 
die Schwierigkeiten nicht unüberwindlich, die der Beſeitigung des Salz⸗Mo⸗ 
nopols wegen der Verhältniſſe mit den übrigen Zollvereins⸗Staaten entgegen⸗ 
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ſtehen, ſo iſt doch gleichzeitig auf die obwaltenden großen Schwierigkeiten auf⸗ 
merkſam gemacht worden. Könnte auch die Aufhebung des Monopols durch⸗ 
geführt werden, ſo bleibt die praktiſche Frage immer die: If der Zuftand, 
wenn an die Stelle des Monopols eine Steuer tritt, ein weſentlich beſſerer? 
und das iſt es, was ich bezweifle. 

Prinz von Preußen: Darüber, 
bei ſind, iſt keine Frage, d 
das, was in dieſer Beziehung beſteht, nach und nach abgeſchafft werden foll. 
Daß das Gouvernement auf dieſem Wege gern vorſchreiten wird, iſt ganz 
gewiß und ſchon daraus abzunehmen, daß bereits vor 4 Jahren die Steuer⸗ 
Ermäßigung gerade das Salz getroffen hat. Ich bin alſo überzeugt, dab 
der Vorſchlag bei dem Gouvernement ein williges Gehör ſinden werde, der 
von dem Herrn Referenten gemacht worden iſt, daß die Beſchränkung des 
Monopols nach und nach fortgeſetzt werde, und daß eine Ermäßigung der 
Salzpreiſe eintrete, ſo daß wir am Ende an das Ziel gelangen, was wir 
uns vorgezeichnet haben. Wie viel Zeit wir brauchen, werden, um dahin 
zu gelangen, muß freilich der Zukunft überlaſſen werden. Ich krete alſo aus 
den angegebenen Gründen dem Hertu Referenten bet. 

Referent Freiherr Senfft von Pilſach: Ich würde den früheren 
Redner bitten, nur eine Stelle aus ſeinem Antrage wegzulaſſen, dann ſtim⸗ 
men unſere Anſichten überein. Es iſt nämlich in dem Amendement vorgeſchla⸗ 
gen, daß eine Steuer eingeführt werde; es iſt aber für das Gouvernement 
und uns ſelbſt beſſer, wenn wir keinen beſtimmten Vorſchlag machen, ſondern 
15 N ee des Ausfalles ganz dem weiſen Ermeſſen der Regierung 
überlaſſen. 

x Finanz-Miniſter: Wenn die Finanzverhältniſſe eine Verminderung 
der Einnahmen zuließen, fo wäre nichts leichter, als den Salzpreis, wie im 
Jahre 1842 geſchehen if, herabzuſetzen, während, wenn man das Salz⸗Mo⸗ 
nopol aufheben und eine Steuer eintreten laſſen wollte, es allerdings großer 
und ausführlicher Vorbereitungen bedürfte. Uebrigens kann das Monopol 
nicht allmälig, ſondern nur einmal aufgehoben werden, und dann entſteht 
die Frage, welche Steuer an deſſen Stelle zu ſetzen iſt; ein großer praktiſcher 
Vortheil dürfte davon nicht zu erwarten ſtehen. Die Regierung iſt aber, 
wie ich ſchon bemerkt, gewiß geneigt, ſobald es zuläſſig befunden wird, Er⸗ 
leichterungen eintreten zu laſſen; gegenwärtig iſt aber der rechte Zeitpunkt 
dazu nicht da; wann er da ſein wird, läßt ſich jetzt noch nicht ermeſſen. 
5 Referent Frhr. Senfft von Piſach: Ich bin davon durchdrungen, 
daß es unſere Pflicht iſt, Alles zu vermeiden, was die Regierung im gering⸗ 
ſten in Verlegenheit ſetzen kann; aber eben deshalb iſt auch die Petition ſo 
geſtellt worden, daß nur die erfordtrlichen Vorbereitungen möchten getrof⸗ 
fen werden. Auf der anderen Seite iſt jedoch allgemein anerkannt, daß die 
Befreiung von dem Monopol ein dringendes Bedürfniß des ganzen 
Landes iſt, und wenn wir alſo nnr darum bitten, daß die hohe Regierung 
die Einleitungen treffen möge, welche uns dieſem großen Zwecke um einen 
Schritt näher bringen, ſo glaube ich, kann eine ſolche Petition unſerer Re⸗ 
gierung, der das Wohl des Landes wahrhaft am Herzen liegt, nicht unan⸗ 
genehm, fondern nur willkommen fein. f 

Marſchall: 
können, wie fie vorgeſchlagen iſt. Die Frage heißt: 
dem Antrage der Abtheilung bei? 

Referent Freiherr Senfft von Pilſach: 
Frageſtellung.) 

Marſchall: 


daß die Zeiten der Monopole vor⸗ 


(Verlieſt nochmals obige 


Diejenigen, welche die Frage bejahen, würden dies durch 
Aufſtehen zu erkennen geben. Die Frage if durch mehr als zwei Drittel 
bejaht. Wir kommen nun zu der anderen Frageſtellung: Will die Verſamm⸗ 
lung die Bitte ausſprechen, daß die bei der Abgabe des Viehſalzes vorkom⸗ 
menden Formalitäten nach Möglichkeit beſeitigt werdeu? 

Ein Mitglied: Ich würde vorſchlagen ... „diejenigen Formalitä⸗ 
ten verſchwinden zu laſſen, welche die unbeſchränkte Verabreichung des Vieh⸗ 
ſalzes zu ökonomiſchen Zwecken hemmen.“ 

Marſchall: Diejenigen Mitglieder, welche dem Antrage beitreten, 
würden belieben, dies durch Aufftehen zu erkennen zu geben. Auch dieſer 
Antrag iſt mit der erforderlichen Majorität angenommen 

Graf von Kielmannsegge: Ich will nachträglich noch einen Ans 
trag bringen 

(Allein auf die Vemerkung des Marſchalls, daß bereits abgeſtimmt ſei, 
ſteht ſich derſelbe veranlaßt, darauf zu verzichten, worauf die Sitzung um 44 
Uhr geſchloſſen wird, mit dem Vorbehalt von Seiten des Marſchalls, die 
nächſie Sitzung ſpäter anzuberaumen.) 


Sitzung der Kurie der drei Stände am 4. Juni. 

Die Sitzung beginnt 411 Uhr unter Vorſitz des Marſchalls v. Nochow 
mit Verleſung des Protokolls über die letzte Sitzung. 

Sceretaire find: von Leipziger und Dittrich. 

Abg. Hanſemann: Ich habe zweierlei Gegenſtände zur Sprache zu 
bringen. Der erſte betrifft noch Berichtigungen der Reden, welche Mitglieder 
dieſer Verſammiung bis zu dem Zeitpunkte gehalten haben, wo die Steno⸗ 
graphie in den beſſeren Zuſtand gebracht wurde, in welchem wir fie jetzt ſehen, 
und bis zu dem Punkte, wo die einzelnen Mitglieder veranlaßt worden ſind, 
ihre Vorträge TOR nachzuſchen. 
Verhandlungen nach den ſienographiſchen Berichten veranſtalltet, und der 
Herausgeber hat die Mitglieder dieſer Verſammlung aufgefordert, etwaige 
Unrichtigkeiten in ihren Reden noch zu berichtigen, damit ihre Vorträge 
richtig aufgenommen 
den Sinn durchaus nicht verändern, ſondern nur etwaigen Unſinn wegſchaffen, 
werden von der Cenſur nicht zugelaſſen, indem fie nur geſtattet, die Berichte 
wörtlich, wie fie in der Allgemein. Preußiſchen Zeitung erſchienen 
find, aufzunehmen. Nichtsdeſtoweniger erſcheint es wünſchenswerth, daß die 
Berichte aus jener früheren Zeit auch korrieirt ecchenen können; Manchem 
von uns wird dies befonders angenehm fein. Wenn er auch nicht darauf 
geſchen hat, ob etwa Unſinn in ſeinen früheren Vorträgen in der Allgem. 
Preußiſchen Zeitung enthalten war, würde es ihm doch tieb ſein, daß 
bei einer vollſtändigen Herausgabe der Verhandlungen dieſer Unſinn wegfalle. 
Ich gründe auf dieſes Sachverhältniß die Bitte an den Herrn Landtages 


Kommiſſar, 


und ich trete alſo auch dem vollkommen bei, daß 


Bei der Frageſtellung wird es fein Bewenden behalten 
Tritt die Verſammlung, 


Es wird nämlich eine Ausgabe von den 


werden könnten. Solche Berichtigungen, wenn fie auch 


die geeigneten Maßregeln treffen zu 7 
Cenſur bisher entgegengeſtellten Hinderniſſe wegfallen mögen. 1 
Landtags⸗K ommiſſar: Wenn der hohe Landtag oder deſſen Sei Fer 
tariat eine anderweite Redaction der früheren Abdrücke der Verhandlung en 
vornehmen und mir dieſe zur Einſicht vorlegen will, ſo habe ich durchaus 
nichts dagegen zu erinnern, daß ſie nachträglich gedruckt werde, und bin bereit, 
die Cenſoren dieſerhalb mit Anweiſung zu verſehen. Ohne dieſe Prozedur 
aber würde es weder dem Geſetz noch dem Landtage gegenüber zuläſſig fein, 
eine neue veränderte Ausgabe zu machen . N 
Abg. Hanfemann: Ich bin mit dieſer Erklärung vollſtändig zufrieden, 
und es würde alſo nur Sache der Mitglieder ſein, welche Berichtigungen zu 
machen haben, den vom Herren Kommiſſar angedeuteten Weg einzuſchlagen. 
Eine Stimme (vom Platz): Habe ich den Herrn Komwiſſar richtig 


verſtanden, ſo wäre das nicht Sache der einzelnen Mitglieder, ſondern es 


hinge davon ab, ob das Sekretariat ſich der Mühe unterziehen will, dieſe 
Redaction zu übernehmen, und auf dieſe Weiſe würde die neue korrekte Auf⸗ 
lage gewiſſermaßen in die Hand des Herrn Kommiſſars gelegt werden. i 

Landtags⸗Kommiſſar: Allerdings würde dieſer Weg zu machen 
ſein, derſelbe, den die Stenographie urſprünglich zu machen hatte. Die ſte⸗ 
nographiſchen Berichte ſind auf dieſem geſetzlichen Wege zur Oeffentlichkeit 
gekommen und können deshalb auf keinem anderen 5 
Wollte man es jedem einzelnen Mitgliede überlaſſen, feine Reden zu korri⸗ 
giren, ſo könnte dies nicht im Jutereſſe des hohen Landtages liegen. 

(Viele Stimmen: Nein! Nein!) 

Eine Stimme: Alſo würden die betreffenden Redner ausſchließlich 
den vom Herrn Kommiſſar bezeichneten Weg einzuſchlagen haben. 

Abg. Hanſemann: Die Sache ſcheint ſich vollſtändig zu erledigen, 
wenn jedes Mitglied, welches Berichtigungen zu machen hat, fie dem Sekre⸗ 
tariate einſchickt, und wenn dieſes dann den nämlichen Weg einſchlägt, der 
mit den Verhandlungen, die in der Zeitung erſcheinen, auch eingeſchlagen 
wird. ; 
Abg. Offermann: Was einmal in der Zeitung ſteht, das ift heilig, 
jede Aenderung könnte ſogar den Sinn verändern, welches nicht geſchehen 
darf, ſelbſt wenn er nicht ganz logiſch wäre. Ich erkläre mich gegen jede 
Aenderung. t 

Abg. v. Saucken: Unſere Verhandlungen, wie fie in den ſtenographi⸗ 
ſchen Berichten erſcheinen, ſollen nicht als ein künſtlich ausgebildetes Werk 
ſchöner Reden hingeſtellt werden, ſondern ſie ſollen wortgetreu ſein. Ich muß 
un wünſchen, daß ſie mit allen Fehlern und Irrthümern, wie in der 
dem Sekretariat noch ein ſo ſchwieriges Amt, als beantragt worden, aufge⸗ 
bürdet werde. Pr 

Scerctair v. Leipziger: Ich wollte bemerken, daß dies eine zu große 
und inſofern ſehr ſchwierige Mühewaltung für das Sekretariat ſein würde, 
als es eine lgnge Zeit her if, ſeitdem jene Reden gehalten worden ſind. 

Secretair v Patow (vom Platz): 


bereits von meinem Kollegen geſagt worden. Ich halte es für unmöglich, 


daß das Sekretariat nach Verlauf von vielen Wochen dergleichen Berichti⸗ 


gungen vornehmen kann, und ich glaube auch nicht, daß unſer Gedächtniß 
ſo weit reicht. (Ruf nach Tagesordnung.) j * | — 
Abg. Hanſemann (auf der Rednerbühne): Nach den Erklärungen, 


die von zweien der Herren Seeretaire abgegeben worden find, nach welchen, 


das Sekretariat ſich nicht mehr darauf einlaſſen will, zu prüfen, ob der⸗ 
gleichen Berichtigungen begründet find, läßt ſich in der Angelegenheit freilich 
nichts thun, und ich bedaure, daß der von dem Königlichen Kommiſſar ans 
gedeutete Weg nicht praktikabel erfunden worden iſt. Die zweite Angelegens 
heit, die ich zur Sprache bringen wollte, beſteht in der Bitte, daß die Ver⸗ 
ſammlung beſchließen möge, daß in der Allg. Preuß. Ztg. auch die Namen 
der Abſtimmenden, wenn namentlicher Aufruf ſtattfindet, aufgenommen werden. 

Abg. Graf v. Schwerin (vom Plafe): Ich muß mich dem Antrage 
des Abgeordneten aus der Rheinprovinz entgegenſetzen. Ich ſehe keinen Grund 
ein, weshalb wir die Namen in der Allg. Pr. Ztg. veröffentlichen wollen. 
Jeder Abgeordnete wird fein Votum vertreten und den Kommittenten gegen⸗ 
über ſich durch die Beilage der Protokolle rechtfertigen können. Wollen wir 
aber nun außerdem noch die Stimmliſten in die Zeitungen abdrucken, fo 


könnte dies doch wirklich ſo gedeutet werden, als geſchehe es der Einſchüch⸗ 


terung wegen. 


Abg. Graf v. Gneiſenau (vom Platze): Ich wollte nur der Verſamm⸗ 


lung in Erinnerung bringen, daß ein ganz gleicher Vorſchlag gemacht worden 
iſt nach der Abſtimmung über die Petition in Betreff u Diffdenten, Die 
Verſammlung hat die Veröffentlichung des Namensaufrufs nicht nur für 
damals abgelehnt, ſondern auch für die Zukunft beſchloſſen, daß die Namen 
nicht in die Allg. Preuß. Zeitung kommen ſollten, und zwar aus dem 
Grunde, weil ſie bereits im Protokoll genannt werden. 

Abg Siegfried: Ich ſtimme dafür, daß die Abſtimmung mit Namens⸗ 
Aufrufung in den ſtenographiſchen Bericht ſpeziell aufgenommen und mit 
demſelben in der Zeitung abgedruckt werde. 

Abg. Offermann: Ich ſtimme für den Antrag, indem ich dafür halte, 
daß die möglichſt ausgedehnte Oeffentlichkeit von außerordentliche Nutzen iſt. 

Abg. v. Vardeleben (vom Platze): Ich muß mich dem Antrage des 
geehrten Abgeordneten aus der Rheinprovinz auch anſchließen, weil ich die 
Uleberzeugung habe, daß das Land es wünſcht, in ſolchen entſcheidenden und 
wichtigen Fällen zu wiſſen, wie diejenigen, die von ihm gewählt find und den 
ſie ihr Vertrauen geſchenkt, geſtimmt haben. Dieſen billigen Wünſchen unſerer 
Kommittenten, von denen ich genau unterrichtet bin, zu entſprechen, iſt für 
uns Pflicht, und erkläre ich, daß dieſes der einzige Grund iſt, der mich ver⸗ 
anlaßt, dem vorliegenden Antrag beizutreten. 


Alg. v. Saucken (vom Platze): Ich muß mich entſchieden dagegen er⸗ 
klären, aus dem einfachen Grunde, weil die Verſammlung 


5 run darüber bereits 
Beſchluß gefaßt hat, und weil dieſer Veſchluß feſtgehalten werden muß. 
Abg. Naumann (vom Platze): Ich muß mich auch dem Antrage an⸗ 
schließen. Wir haben gleich anfangs das Prinzip feſtgeſtellt; wir wollen 
Alles, was hier verhandelt wird, veröffentlichen; daher müſſen auch die Ab⸗ 
ſtimmungen, welche durch namentlichen Aufruf erfolgen, in den ſtenographi⸗ 
ſchen Bericht kommen. Ich würde mich als Secretair jederzeit verpflichtet 


wollen, daß die feiten: $ ver 


Wege korrigirt werden. 


Pr. Zig., aufgenommen werden, und kann es nicht billig finden, daß 


Es iſt das, was ich ſagen wollte, 
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erachten, dieſelben aufzunehmen. Wenn in einem einzelnen Falle die Ver⸗ 
ſammlung beſtimmt hat, es ſolle die Abſtimmung durch Namens⸗Aufruf nicht 
veröffentlicht werden, ſo iſt ein ſolcher Beſchluß nur maßgebend für den ein⸗ 
zelnen Fall, nicht aber eine generelle Beſtimmung. Sollte in einem einzelnen 
Falle die Verſammlung der Meinung ſein, daß die Veröffentlichung nicht 
nöthig ſei, ſo kann ſie unterbleiben; aber es darf nicht prinzipiell ſein. 
Abg. Kraſzewski (vom Platz): Ich ſtimme dagegen. Unſere Verhand⸗ 
lungen ſind ohnedies voluminös, wir haben nicht einmal Zeit, fie durchzuleſen. 
Abg. Sommerbrodt (vom Platze): Ein pnar Worte. Wenn, wie 
wir täglich uns überzeugen, in den ſtenographiſchen Berichten Alles aufge⸗ 
nommen wird, was hier vorkommt, ja ſogar Gelächter, Heiterkeit, Bravo, 
Trommeln, fo kann doch, konſequent damit, ein fo wichtiger Akt, wie die 
Abſtimmung durch Namens⸗Aufruf, unmöglich weggelaſſen werden, da fie der 
ſicherſte Beweis für das Publikum iſt, welche Geſinnung der Abgeordnete 
hier zu erkennen giebt. ß 
Abg. Stoepel (vom Platz): Ich erlaube mir den Vorſchlag, die De⸗ 
batte zu ſuspendiren und durch Einſicht der ſtenographiſchen Protokolle zu 
konſtatiren, ob der Beſchluß bei Gelegenheit der Berathung über die Petition, 
die Diſſidenten betreffend, bios ein ſpezieller Beſchluß für den vorliegenden 
Fall war, oder ob er als genereller Beſchluß für künftige Fälle bindende 
Geltung habe, danach werden wir unſere Abſtimmung beſtimmen können. 
Abg. Krauſe aus Schleſten: Ich kann nur mit Freuden beiſtimmen, 
wenn die Namen veröffentlicht werden, namentlich die Abg. der Landgemein⸗ 
den, die wir Gemeinden von 5 Kreiſen und 100 Quadratmeilen im Umfange 
vertreten. Nun bekommen wir zwar 2 Exemplare der Verhandlungen, die 
allerdings mitgetheilt werden können, aber bei der großen Ausdehnung iſt es 
unmöglich, denn wenn es auch nur an jedem Orte 2 oder 3 Tage bleibt, ſo 
würden doch 5 bis 6 Jahre vergehen, und aus dieſem Grunde muß ich wün⸗ 
ſchen, daß die Namen abgedruckt werden. 
Marſchall: Der Herr Abgeordnete Naumann will den damaligen Ve⸗ 
ſchluß verleſen. ee 
Abg. Naumann (sverlieſt die betreffende Stelle aus dem Protokolle der 
Sitzung vom 20. Mat c.): — — — „io wie auch ein früherer Autrag des 
Abg. Grafen v. Merveldt, die namentliche Abſtimmungsliſte in den Zeitungs⸗ 
bericht aufzunehmen, abgelehnt worden war.“ Ich glaube, daß hiernach meine 
vorhergethane Bemerkung, daß ſich damals die Beſchlußnahme nur auf einen 
ſpeziellen Fall bezogen hat, beſtätigt wird. 
Abg. Graf v. Gneiſenau: Ich habe gegen den Vorſchlag meinerſeits 
nichts einzuwenden; ich muß aber die Verſammlung erſuchen, daß, wenn ein 
Beſchluß gefaßt wird, er auch für alle Fälle als Norm gelte. 
der 8 Folge, daß die Minorität der Majorität ſich jedesmal 
ügen müſſe. IR 
füg Abg. Graf v. Helldorff: Ich erkläre mich ganz einverſtanden mit dem, 
was der Abg. aus meiner Provinz geſagt hat, nämlich, daß alle Abſtimmun⸗ 
gen durch namentlichen Aufruf bekannt gemacht werden. Ich thue dies um ſo 
lieber, da desfalls auch die beiden verehrlichen Abg. aus der Niederlaufig und 
aus Poſen ſich in einem ſo glücklichen Einverſtändniſſe befinden. 
Marſchall: Es liegen drei Anträge vor; der erſte geht dahin, einen 
rüheren, bei einem einzelnen Falle gefaßten Beſchluß wieder aufzuheben. Dies 


Antrage kann ich nicht nachgeben und kann die Frage, ob der Beſchluß 


wieder aufgehoben werden ſoll, nicht zur Abſtimmung bringen. Der zweite 
Antrag geht dahin, für den vorgeſtern ſtattgefundenen Fall zu beſchließen, daß 
die Bekanntmachung des namentlichen Aufrufs ſtattfinden foll; der dritte, daß 
alle Abftimmungen bekannt gemacht werden ſollen. Dies könnte auf die vor⸗ 
hergegangenen Fälle mit bezogen werden Ich will zunächſt zur Frage ſtellen, 
ob wegen der vorgeſtrigen Beſchlüſſe die Veröffentlichung der Abſtimmung 
durch namentlichen Aufruf ſtattfinden ſoll. Das iſt ganz analog dem Falle, 
der ſchon vorgekommen ift, und ich behalte mir vor, nachher die Frage all⸗ 
gemein zu ſtellen. Diejenigen alſo, welche wünſchen, daß die Abſtimmung durch 
namentlichen Aufruf bei den Beſchlüſſen der letzten Sitzung in dem ſtenogra- 
phiſchen Berichte veröffentlicht werden ſollen, bitte ich aufzuſtehen. (Da das 
Reſultat nicht klar erſichtlich iſt, werden die Ordner erſucht, die Stimmen zu 
zählen) Das Ergebniß der Abimmung it folgendes: Für die Veröffentli⸗ 
chund haben geſtimmt 272, dagegen 219; die Veröffentlichung muß alſo ſtatt⸗ 
n en. Ich habe die Abſicht, die Frage zu ſtellen, ob ins künftige alle Ab⸗ 
. durch namentlichen Aufruf in dem ſtenographiſchen Berichte ver⸗ 
öffentlicht werden ſollen. Iſt gegen dieſe Frage etwas zu bemerken? 

Abg. Graf v. Renard: Sollte nicht die Frage auf die verfloſſenen und 
künftigen Abſtimmungen zu richten ſein? N 

Marſchall: Es könnte die Meinung fein, daß es nicht nöthig ſei, für 
die Vergangenheit in dieſer Beziehung etwas zu beflimmen, ich werde alſo die 
letztere Frage beſonders ſtellen. et, 

Abg. Graf Gneifengu: Es fol die Frage doch nur ſolche Abſtimmun⸗ 
betreffen, die keine Petition an Se. Maj. den König zur Folge haben... 
Marſchall: Demnach würde die Frage die ſein: Ob die Verſamm⸗ 
lung beſchließt, daß inskünftige alle Abflimmungen durch namentlichen Auf⸗ 
ruf mit Nennung der Namen in dem ſtenographiſchen Berichte zu veröffent⸗ 
lichen ſind? Die für die Bejahung der Frage find, wollen gefälligſt aufſtehen. 
(Pauſe, Die Veröffentlichung iſt mit großer Majorität beſchloſfen) 

bg, v. Auerswald: Mit Bezug auf die eben erfolgte Abſtimmung 
geſtatte ich mir, über die Art und Weiſe, wie die namentliche Abſtimmung in 
den Zeitungen bekannt gemacht werden ſoll, noch folgenden Antrag. Ich wün⸗ 
ſche nämlich nicht, daß nur diejenigen Namen aufgeführt werden, welche ge⸗ 
ſtimmt haben, ſo wie es in ähnlichen Fällen, namentlich bei ſtändiſchen Aus⸗ 
ſchüſſen, geſch ehen, daß jedesmal das vollſtändige Namens⸗Verzeichniß gedruckt 
und bei jedem Namen beigeſetzt werde, ob und wie er geſtimmt hat, daß aber 
namentlich bei denjenigen, welche bei wichtigen Abſtimmungen vielleicht wegen 
Kranheit gefehlt: haben, der Grund ihrer Abweſenheit bezeichnet wird, damit 
dieſe nicht bei ihren Kommittenten in den Verdacht kommen, daß ſie ihre 
Pflicht verſäumt haben. (Bravo!) 10 ö 

Marſchall: If gegen dieſen Antrag mit feinen Modifikationen etwas 

einzuwenden? 5 a 

Eine Stimme; Ich möchte mir nur erlauben, noch den Vorſchlag zu 
machen, daß dann auch überhaupt alle Gründe der Abweſenheil angegeben 
werden... (Anhaltendes Geräuſch. Klingeln des Marſchalls.) 


gen 


Es liegt in 


Marſchall: Die letzte Frage wird ſein, ob auch die Abſtimmung durch 
namentlichen Aufruf bei früheren Fällen, mit Ausnahme des einen, wegen 
deſſen der Beſchluß bereits vorliegt, nachträglich veröffentlicht werden ſollen. 
Diejenigen, die für die Bejahung dieſer Frage find, bitte ich, aufzuſtehen. — 
(Dies geſchieht.) Es iſt keine Majorität dafür vorhanden. 

Abg. Meviſſen: Meine Herren! Ich habe Sie in einer perſönlichen 
Frage einige Augenblicke um Ihre Aufmerkſamkeit zu bitten. Der Herr Kö⸗ 
nigliche Kommiſſar hat in ſeinem Schluß⸗Vortrage vorgeſtern ſich liebſam 
meiner Perſon erinnert und in die Worte, die ich am Montage auf dieſer 
Tribüne geſchrochen, hineininterpretirt, daß ich wünſche, daß die Krone künf⸗ 
tig ihre Räthe aus den beredteſten Mitgliedern dieſer Kammer erwähle. Ich 
habe vorgeſtern auf dieſe Worte des Herrn Königl. Kommiſſars nichts erwie⸗ 
dert, weil ich glaubte, daß die große Wichtigkeit des Gegenſtandes, die Ihrer 
Verathung und Beſchlußnahme unterlag, es nicht wünſchenswerth machen 


könne, dieſelbe mit perſönlichen Fragen zu vermiſchen, und ich geſtehe, daß 


ich aufrichtig bedauert habe, daß der Herr Königl. Kommiſſar die Wirkung 
ſeiner ſchönen Rede am Schluſſe derſelben von der Sache ab auf Perſonen 
hinübergelenkt hat; ich glaube es mir aber ſchuldig zu ſein, heute die Inter⸗ 
pretation, die der Herr Königl. Kommiſſar meinen Worten gegeben, als zu 
weit gehend zurückzuweiſen; ich habe am Montage erklärt, und ich bin heute 
noch unverändert derſelben Anſicht, daß die Krone in einer ſtändiſchen Mo⸗ 
narchie einen weiteren Kreis für die Wahl ihrer Räthe habe, als in einer 
abſoluten Monarchie; ich glaubte und glaube, daß die Krone in der letzteren 
ausſchließlich nur auf das Veamtenthum hingewieſen ſei und die übrigen Les 
benskreiſe der Nation nur durch die Augen des Beamtenthums kennen lernen 
könne, daß in Verfaſſungs⸗Staaten dagegen das Talent, was in der Nation 
vorhanden, im öffentlichen Leben ſich offenbart und der Krone ſichtbar wird. 
Das war der Sinn der Worte, die ich am Montage geſprochen habe, und 
ich glaube, daß ſie eine tiefe Wahrheit enthalten, eine Wahrheit, vie Jedem 
von Ihnen im Leben ſich wohl einmal aufgedrängt haben wird, und ich bin 
der Hoffnung, auch nach den Worten des Königl. Kommiſſars ſelbſt noch den 
Tag zu erleben, wo junge, noch junge Verfaſſung ſich konſolidirt haben, wo 
auch in unſerem Staate, wie in Frankreich und England und in allen übri⸗ 
gen conſtitutionellen Staaten, das Talent aus allen Kreiſen, wo es hervorge⸗ 
treten, alſo auch und ſogar vorzugsweiſe aus der ſtändiſchen Verſammlung, 
zum Rathe der Krone berufen werden wird. Der allgemeine, für alle Beam⸗ 
tenſtaaten ohne Unterſchied gültige Grundſatz aber, den ich ausgeſprochen, die 
Behauptung, die ich aufgeſtellt habe, daß in ſtändiſchen Monarchieen über⸗ 
haupt der Wahlkreis der Krone für ihre Räthe weiter ſei, als im Beamten⸗ 
Staate, ſchließt noch nicht die Nothwendigkeit in ſich, daß fofort die Nutzan⸗ 
wendung dieſer Grundſätze auf unſere heutigen Verhältniſſe gezogen werde, 
und noch weniger hat in meinen Worten die Tendenz gelegen, daß der Wahl⸗ 
kreis der Krone, den ich erwartet und auf alle in der Nation ſchlummernden 
Talente ohne Unterſchied ausgedehnt zu ſehen wünſche, abermals eine Be⸗ 
ſchränkung in dem Sinne erfahre, daß nur die beredteſten Mitglieder der 
Kammer zu berufen wären. Dieſe Nutzanwendung, dieſe Interpretation ſind 
ausſchließlich Eigenthum des Herrn Königl. Kommiſſar. Ich weiſe jeden An⸗ 
theil daran, fo weit meine Perſon dabei in Frage, zurück. 

Landtags⸗Kommiſſar: Dürſte ich einen Augenblick um das Wort 
bitten? Als ich vorgeſtern von dieſer Stelle aus die Aufmerkſamkeit der Ver⸗ 
ſammlung mit einigen Worten in Beziehung auf das Miniſterium und die⸗ 
jenigen Angriffe, welche daſſelbe im Laufe der dreitägigen Debatte erfahren 
hatte, in Anſpruch nahm, habe ich allerdings zwei Bitten geſtellt; die eine, 
daß die Verſammlung anerkennen möge, daß wir den Rath, den Se. Maj. 
der König von uns gefordert, nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen mit Freimuth 
und ohne Rückhalt gegeben hätten, und zweitens, daß wir nicht ein Hinder⸗ 
niß ſein wollten, wenn Se. Maj. weiſeren und beſſeren Räthen unſere Stel⸗ 
len anzuvertrauen für gut befinden ſollten. Die Beziehung auf eine Aeuße⸗ 
rung des Deputirten der Stadt Dülken war nur eine beiläufige; ich glaube 
aus ſeinen Worten entnommen zu haben, daß er es für wünſchenswerth halle, 
Se. Maj. der König möge Seine Räthe künftig nicht allein aus der Veam⸗ 
tenwelt, aus der Büreaukratie, wählen, ſondern aus denjenigen Mitgliedern 
der ſtändiſchen Verſammlungen, welche in derſelben ſich beſonders auszeichnen 
möchten; habe ich geſagt, „aus den beredteſten Mitgliedern“, ſo habe i 
geglaubt, daß man hier vorzugsweiſe nur durch die Rede ſich auszeichne. 80 
will aber ſehr gern jede andere Interpretation, welche der Redner feinen ei⸗ 
genen Worten gegeben hat, als eine authentiſche und daher als die richtige 
annehmen. 

Marſchall: Der Herr Abg. Bruſt hat den vorgeſtern angekündigten 
Antrag, betr. die Beſtimmung einer gewiſſen Anzahl von Mitgliedern, die 
zur Gültinkeit eines Veſchluſſes ſowohl der einen als der anderen Kurie noth⸗ 
wendig fein müßten, eingereicht, und ich erſuche die vierte Abth., ihn zur Be⸗ 
rathung vorzubereiten. Die Verſammlung hat jetzt eine Königl. Volſchaft zu 
vernehmen. : . 

Secretair v. Leipziger (lieſt vor): KA 

„Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preu⸗ 
ßen ꝛc. entbieten Unſeren zum erſten Vereinigten Landtage verſammelten ges 
treuen Ständen Unſeren gnädigen Gruß. Den Uns unter dem 27/31. v. 
M. vorgelegten Antrag, daß für die Dauer der gegenwärtigen Theuerung 
durch gemeinnützige Anlagen, ſowohl unmittelbar auf Koſten des Staates, als 
mittelbar durch Unterſtützung von Kreis-, Kommunal- und Aktien⸗Unterneh⸗ 
mungen dieſer Art, den arbeitenden Klaſſen neue Erwerbsquellen in höchſi⸗ 
möglicher Ausdehnung eröffnet werden mögen, ſind Wir ſchon dadurch zuvor⸗ 
gekommen, daß Wir unter dem 18. April d. J. Unſeren Ministern des Ins 
nern und der Finanzen eine namhafte Summe zur Dispoſilion geſtellt haben, 
um da helfend einzuſchreiten, wo ſich augenblickliche — nicht durch die zu⸗ 
nächſt verpflichteten Perſonen oder Corporationen zu beſeitigende — Noth zei⸗ 
gen möchte In Ausführung dieſes Befehls iſt bereits der Angriff außeror⸗ 
dentlicher öffentlicher Arbeiten und die Verſtätkung der für früher eingeleites 
ten Bauten, namentlich auch für Feſtungsbauten ausgeſetzten Fonds mehrſach 
erfolgt. Nichtsdeſtoweniger haben Wir von dem Antrage Unſerer getreuen 
Stände gern Veranlaſſung genommen, dieſe Art der Verwendung der bewil⸗ 
ligten Summen als die zweckmäßigſte zu bezeichnen und befohlen, vorzüglich 
auch dahin zu wirken, daß die vielen, unter Zuſicherung von Staats⸗Prä⸗ 
mien genehmigten Kreis⸗, Kommunal- und Aktien⸗Chauſſecbauten da, wo 
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wirklich Mangel an Arbeit und dadurch Noth ſich zeigt, ſchleunigſt in An⸗ 
griff genommen werden. Uebrigens bleiben Wir Unſeren getreuen Ständen in 
Gnaden gewogen. Gegeben Berlin, den 1. Juni 1847. 
f (gez.) Friedrich Wilhelm. 
An die zum Vereinigten Landtage verſammelten Stände.‘ f 

Abg. Meviſſen (verlieft den Entwurf zur Bitte der Kurie der drei 
Stände des Vereinigten Landtages wegen Umwandlung des zur Zeit beſte⸗ 
henden Handelsamtes in ein ſelbſiſtändiges Miniſterium für Ackerbau, Han⸗ 
del und Gewerbe.) 

Abg. v. Auerswald: Wenn ich mich nicht täuſche, ſo lautet der An⸗ 
trag auf Umwandlung des Handelsamtes in ein Miniſterium für Handel, 
Ackerbau und Gewerbe. Ich hätte gewünſcht, dieſer Ausdruck wäre beibehal⸗ 
ten worden; er iſt aber in der ganzen Denkſchrift nur am Schluſſe noch ein⸗ 
mal da gebraucht, wo von den verſchiedenen Provinzen die Rede iſt Wenn 
ich mich nicht getäuſcht habe, ſo iſt immer geſagt: Handel, Induſtrie und 
Gewerbe Ich bin keinesweges gegen das Wort Induſtrie eingenommen; aber 
nach einem gewiſſen, in einer früheren Sitzung erörterten Nebenbegriff und 
nach der entſchiedenen Oppoſition, die das Wort in der Anwendung, die Hr. 
Referent davon gemacht zu haben ſchien, erhalten hat, glaube ich darauf an⸗ 
tragen zu müſſen, daß es, wo es ſtatt Gewerbe und Ackerbau geſetzt iſt, wie⸗ 
der geſtrichen werde und fortwährend nur von Gewerbe, Handel und Acker⸗ 
bau die Rede bleibe. Was meinen Wunſch beſtätigt, ſind einzelne Stellen, 
die mir zwar bei dem raſchen Verleſen des Gutachtens nicht ganz erinnerlich 
geblieben ſind, von denen es mir aber geſchienen hat, als ob der Herr Re⸗ 
ferent gewiß gegen feinen eigenen beſſeren Willen doch in Verſuchung gera- 
then fei, feine eigene, vielleicht zu begeiſterte Anſicht von der Sache geltend 
zu machen. So iſt unter Anderem beiläufig angeführt, daß Zölle als Hebel 
der National⸗Induſtrie eingeführt werden ſollen; es giebt aber Leute, die fie 
gar nicht dafür halten, und ich glaube nicht, daß die Verfammlung den Be⸗ 
ſchluß gefaßt habe, fie als ſolche Sr. Majeſtät dem Könige beſonders anzu⸗ 
führen. Wenn dieſer Satz alſo wirklich in dem Entwurfe ſteht, ſo würde 
er wegzulaſſen ſein. In einer anderen Stelle iſt ausdrücklich und ſpeziell von 
den Klagen der Indufirie die Rede, nicht von den Klagen des Ackerbaues, 
des Handels und Gewerbes; ich weiß aber nicht, warum wir auf die Klagen 


und Stimmen beſonders hören ſollen, welche ſich lediglich als Stimmen der 


Induſtrie einführen, und ich bitte alſo, auch dies zu berichtigen. 
(Vielſeitiger Beifallruf.) 

Referent Meviſſen: Ich habe geglaubt, daß bei Abfaſſung der Bitte 
die Diskuſſton, die hier ſtattgefunden hat, maßgebend ſein müſſe, und habe 
deshalb, da das Wort Ackerbau in Bezug auf die daran geknüpften Klagen 
beſtritten worden iſt, die Klagen des Ackerbaues weggelaſſen und nur von 
Klagen der Induſtrie geſprochen. Die Worte: „Klagen des Handels“, wa⸗ 
ren urſprünglich nicht da, es waren urſprünglich nur Klagen des Ackerbaues 
und der Induſtrie vorhanden, und es iſt daher das Wort ſtehen geblieben, 
was keine Anfechtung erfahren hat. Eben ſo haben die Worte, daß durch 
Zölle die Induſtrie gehoben werden ſolle, keine Anfechtung erfahren. Es iſt 
vielmehr eingeräumt worden, daß in einzelnen Fällen die Lage, in welcher 
ſich die Induſtrie befindet, durch Induſtriezölle gehoben werden könne; ich 
habe daher geglaubt, daß gegen die Anführung derſelben als Hebel der In⸗ 
duſtrie nichts einzuwenden fein würde, und habe in dieſer Vorausſetzung diefe, 
wie ich glaube, höchſt unſchuldige und für keine Anſicht verfängliche Faſſung 

ewählt. 
8 Eine Stimme: Aber die Klagen der Induſtrie haben als ſolche in 
unſeren Verhandlungen noch keinen Anklang gefunden. 

Marſchall: Bei allen dieſen Entwürfen ſetze ich voraus, daß ſie vor⸗ 
her, ehe ſie zum Vortrage in der Verſammlung kommen, in der Abtheilung 
geprüft und genehmigt worden ſind, und es wird dies alſo nachträglich auch 
mit dieſem Entwurfe zu geſchehen haben. 

Referent Mevifien: Nach diefer Aufklärung werde ich den Entwurf 
noch heute der Abtheilung vorlegen. (Große Aufregung und Gelächter.) 

Marſchall: Ein zweiter Entwurf betrifft die Bitte um baldige Ema⸗ 
nirung eines allgemeinen Strafgeſetzbuches. Daß das Referat bereits durch 
die Abtheilung geprüft worden iſt, geht aus den Unterſchriften hervor. Der 
Herr Abgeordnete Plange iſt Referent. (Der Entwurf wird von dieſem ders 
ſeſen.) Hat Jemand dagegen etwas zu erinnern? 

Abg. Zimmermann aus Spandau: Ich bitte das Rubrum zu wie⸗ 
derholen, es ſcheint mir mit dem Haupt-Antrage nicht im Einklang zu fichen. 
(Das Rubrum wird vom Referenten wiederholt.) In dem Rubrum lautet 
das Petitum auf „Emanirung“, in dem Haupt⸗Antrage auf „Vorlage des 
Kriminal-Geſetzbuches an den Landtag.“ Der Ausdruck ſcheint mir daher vom 
Haupt-⸗Antrage ganz verſchieden zu fein; wir bitten nicht um Emanirung, 
fondern um Vorlegung an den Vereinigten Landtag, weshalb dies zu berich⸗ 
tigen ſein dürfte. 

Marſchall: IM ſonſt noch etwas zu erinnern, als das ſtatt des Wor⸗ 
tes Emanirung das Wort Vorlage gebraucht werde? Mit dieſer Abände⸗ 

tung iſt alſo der Entwurf angenommen. Wir gehen nunmehr zur Tages⸗ 
Ordnung über, die in der Fortſetzung der vorgeſtern abgebrochenen Verathung 
beſteht. Die Perathung hat ſich bereits über die beiden erſten Abſchnitte des 
Gutachtens erſtreckt, nämlich auf die Periodizität des Vereinigten Landtages 
und auf Wegfall oder Modiſizirung der Ausſchüſſe. Die Redner haben ſich 
über beide Punkte hören laſſen, und meiner Anſicht nach könnten wir ſogleich 
zur Abſtimmung über den zweiten kommen. Zu dieſem zweiten Punkte iſt 
ebenfalls ein Amendement vom Abgeordneten von Vincke geſtellt worden, und 
es fragt ſich, inwiefern dieſes Amendement durch den vorgeſtern gefaßten Ve⸗ 
ſchluß eine Modifikation erleiden möchte. Ich frage daher, ob vielleicht der 
Herr Antragſteller ſelbſt in eine ſolche Modifikation willigt, oder ob der Ans 
trag, wie er geſtellt iſt, zur bſummung kommen ſoll? 

Abg. v. Vincke: habe mein Amendement noch nicht verleſen und 
habe mir deshalb das Wort erbeten. Es lautet: „Se. Majeſtät den König 
allerunterthänigſt zu bitten, das beſtehende Reit des Vereinigten Landtages, 
auf Grund des §. XIII. des Gefeges vom 17. Januar 1820, alljährlich 
behufs Abnahme der Rechnung der Haupt» Verwaltung der Staatsſchulden 
einberufen zu werden, Allergnädigſt anerkennen, falls jedoch einer fo hauſigen 
Einberufung erhebliche Bedenken entgegenſtehn möchten, dem Vereinigten Landtage 
eine darauf bezügliche Propofition huldreichſt vorlegen laſſen zu wollen. 


erledigt. 


Abg. v. Byla: Ich kann mich nur dafür erklären, bei dem vorliegen⸗ 
den Antrage dieſelbe Form zu wählen, die wir bei dem erſten Punkte ange⸗ 
nommen. Dieſe Form hat faſt allgemeinen Anklang gefunden, und ich halte 
ſie auch für die allerpaſſendſte. 

Abg. Mohr: Meine Herren! Ich komme, das Amendement des Herrn 
von Vincke zu unterſtützen, indem ich noch einen neuen Grund für den Weg⸗ 
fall des ſtändiſchen Ausſchuſſes anführe, der, wenn es mir nicht entgangen 
iſt, weder in dem Gulachten der Abtheilung noch in dieſer hohen Verſamm⸗ 
lung bis jetzt berührt worden iſt Es iſt dies die Veſtimmung, welche in den 
Verordnungen vom 21. Juni 1842 enthalten iſt, daß alle Wahlen zu den 
ſtändiſchen Ausſchüſſen, welche den Vereinigten Ausſchuß bilden ſollen, der 
Allerhöchſten Beſtätigung bedürfen. „Die Wahlen eines jeden Standes“, 
heißt es, „werden durch den Landtags⸗Marſchall als Wahl⸗Dirigenten gelei⸗ 
tet, dieſelben bedürſen Unſerer Beſtätigung.“ Dazu, meine Herren, bedarf 
der König des Rathes ſeiner nächſten Räthe, und dieſe bedürfen wieder des 
Rathes ihrer Räthe u. ſ. w. Ich weiß nicht, meine Herren, ob Sie glau⸗ 
ben, daß dieſes bedenklich ſet; aber darin werden Sie, wie ich hoffe, Alle mit 
mir übereinſtimmen, daß dieſe Bedingung nicht vereinbarlich ſei mit der 
Würde und der nothwendigen Unabhängigkeit eines Körpers, der die reichs⸗ 
ſtändiſche Verſammlung ſeloſt fein ſoll. Daher hoffe ich, daß diejenigen ver⸗ 
ehrten Mitglieder, welche allenfalls noch geneigt ſein möchten, für den ſtän⸗ 
diſchen Ausſchuß zu ſtimmen, dieſe ihre Anſicht noch ändern werden. Meine 
Herren! Es kann und darf nach meinem Dafürhalten nur ein Organ für 
die Volksmacht ſein, ſo wie es nur einen König giebt. Ich ſtimme, wie ge⸗ 
ſagt, für den Wegfall der ſtändiſchen Ausſchüſſe. - 

Abg. v. Werdeck: Ich habe mir bereits einmal erlaubt, auf den in⸗ 
neren Widerſpruch hinzuweiſen, in welchen wir kommen würden, wenn wir 
von Sr. Majeſtät eine Anerkennung der Rechte verlangten, gegen welche ſich 
Dieſelben bereits entſchieden ausgeſprochen haben. Ich kann uicht leugnen, 
daß ich auch gegen die Ausſchüſſe mich zu erklären geneigt bin Ich bin aber 
der Anſicht, daß die Vedeulung der Ausſchüſſe, walche uns Bedenken einflö⸗ 
ben mußte, durch den vorgeftern gefaßten Beſchluß beſeitigt iſt, und ich 
möchte nicht gern zu Beſchlüſſen meine Zuſtimmung geben, die ich für un⸗ 
praktiſch halte. Ich halte ein weiteres Eingehen auf die Sache deshalb für 
unpraktiſch, weil ich der Anſicht bin, daß, nachdem wir uns dafür ausge⸗ 
ſprochen haben, daß wir vorausfegen und Se. Majeſtät zu bitten beſchloſſen 
haben, den Landtag in regelmäßig wiederkehrenden Perioden einzuberufen, 
der Zweck, zu welchem die Ausſchüſſe beſtimmt waren, von ſelbſt ſich erledigt. 

Abg. v. Gaffron: Das, was ich ſagen wollte, iſt bereits durch den 
erſten Redner aus Sachſen und durch den letzten Redner aus Brandenburg 

Ich glauche, daß es konſequent iſt, wenn wir hier eben fo beſchlie⸗ 
ßen, wie fruher, und daß daher blos die Worte „insbeſondere auch“ wegbleiben 

Abg. v. d. Heydt: Wenn das eingebrachte Amendement zuerſt zur Ab⸗ 
ſtimmung kommt, fo werde ich demſelben beitreten. Es iſt von einem ritter⸗ 
ſchaftlichen Abgeordneten geſagt worden, daß man bei dieſem Amendement in 
Widerſpruch träte mit dem Ausſpruche der Krone, welche uns die Rechte ab⸗ 
gesprochen habe. Dies muß ich beſtreiten. Für den Fall, daß das Amen⸗ 
dement nicht angenommen werden möchte, erlaube ich mir folgende Frageſiel⸗ 
lung vorzuſchlagen: „Soll, geſtützt auf den aus der früheren Geſetzgebung 
hervorgehenden Rechtsanſpruch und aus Gründen der Nützlichkeit und inne⸗ 
ren Nothwendigkeit Se. Majeſtät gebeten werden“ .... und dann die Frage, 
wie ſie die Abtheilung beantragt. i 
Abg. v. Maſſow: Ich trete ganz dein geehrten Redner bei, welcher 
ſich dafur ausgeſprochen hat, daß dieſes Amendement uns zurückführe in die 
Debatte über die erledigte Frage: Ob Se. Majeſtät zu bitten, es anzuerken⸗ 
nen, daß aus der früheren Geſetzgebung Rechte beſtehen, die durch die Geſetz⸗ 
gebung vom 3. Februar becinträchtigt werden; ich will mich daher hierüber 
nicht weiter ausſprechen. K 

Abg. Hanſemann: Ich erkläre mich gegen das Amendement, welches 
von einem verehrten Abgeordneten Schlefiens hier vorgebracht worden ift.. 

Abg v. Fock: Ich bin auch der Meinung, daß ſich unſer Beſchluß 
von heute im Einklange halten muß mit dem vorgeſtrigen. Ich würde mich 
daher für den Antrag der Abtheilung entſcheiden. (Ruf zur Abſtimmung.) 

Marſchall: Die Schwierigkeiten, welche ſich vorgeſtern bei der Ab⸗ 
ſtimmung ergeben haben, ſind, wie mir ſcheint, zum Theil daraus entſprun⸗ 
gen, daß der eigentliche Inhalt der Bitte mit den Gründen, aus welchen fie 
geftellt werden ſollte, immer zugleich zur Abſtimmung geſtellt worden iſt, und 
daß Einzelne, welche die Sache erbitten wollten, mit den Gründen weshalb 
ſie erbeten werden ſollte, nicht einverſtanden waren. Ich habe die Abſicht, 
einen anderen Weg einzuſchlagen und zuerſt im Allgemeinen zu fragen, ob 
die Verſammlung den gänzlichen Wegfall der Ausſchüſſe in der ihnen durch 
das Geſetz vom 3. Februar gegebenen Einrichtung wünſche; Wenn dies bez 
jaht iſt, fo würde die Frage folgen: Aus welchen Gründen? Und da wür⸗ 
diejenigen Gründe, welche am weiteſten gehen, zu erſt vorkommen. 

Abg. Hanſemann: Ich habe den Herrn Marſchall dringend zu bit⸗ 
ten, den nämlichen Weg einzuſchlagen, wie geſtern. 

Secrctair v. Leipziger: Ich bitte dagegen den Herrn Marſchall, den 
fo eben vorgeſchlagenen Weg zu beſchreiten, denn ich glaube, es iſt der ein⸗ 
zig richtige Weg. ; | 

Abg v. Manteuffel II.: Ich muß mich entſchieden dem Abgeordne⸗ 
ten der Rheinprovinz anſchließen und ich wünſche dringend, daß in der von 
ihm vorgeſchlagenen Weiſe abgeſtimmt werde; ich kann nicht um den Wegfall 
der Ausſchüſſe bitten, wenn ich nicht weiß, aus welchen Gründen es geſchieht. 

Abg. Frhr. v. Vincke: Ich kann mich dem verehrten Abgeordneten aus 
der Niederlauſitz nur vollkommen anschließen. Ich bin der Anſicht, daß die 


Gründe vorausgeſchickt werden müſſen, zumal es ſich nicht weſentlich um die 


Gründe, ſondern um eine ganz andere Faſſung der Frage handelt. 

Abg. Graf von Schwerin: Ich bedaure, daß ich mich dem Amende⸗ 
ment des Mitgliedes aus der Ritterſchaft von Weſſphalen nicht anſchließen 
kann, obgleich er es als eine nothwendigt Konfequenz meines Antrages der 
letzten Sitzung betrachtet. (Abſtimmung! Abstimmung!) 

Marſchall: Aus dem, was von eintgen Seiten erwähnt 
worden iſt, beſonders aus dem, was der Herr Antragſteller ſelbſt 
geſagt hat, nehme ich Veranlaſſung, in der Frageſtellung eine Modiſtca⸗ 

(Fortſetzung in der zweiten Beilage.) IE 
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(Fortſetzung aus der erſten Beilage.) 

tion gegen mein früheres Vornehmen eintreten zu laſſen. Wenn ich frage: 
Soll Seine Majeſtät der König gebeten werden, die Aus ſchüſſe wegfallen zu 
laſſen? ſo liegt allerdings das Amendement, welches das geehrte Mitglied 
aus Weſtphalen geſtellt hat, außerhalb der Frage, weil daſſelbe eigentlich 
dieſe Bitte nicht ſtellen will, ſondern vielmehr die, daß das Recht auf den 
Wegfall der Ausſchüſſe anerkannt werde, und das iſt etwas Anderes; daher 
iſt meine Abſicht, dieſe Frage vorausgehen zu laſſen, und erſt, wenn dieſelbe 
nicht bejaht werden ſollte, dann auf dem Wege vorzugehen, den ich beabſich⸗ 
tigte. (Mehrere Stimmen tragen auf Abſtimmung durch namentlichen Auf⸗ 
ruf an.) Es iſt auf namentliche Abſtimmung angetragen worden; diejenigen, 
welche diefen Antrag unterſtützen, bitte ich aufzuſtehen. (Pauſe.) Die na⸗ 
mentliche Abſtimmung ift verlangt worden, es kommt alſo das Amendement 
des Herrn Abgeordneten v. Vincke zuerſt zur Abſtimmung, daſſelbe wird von 
dem Herrn Secrctair noch einmal vorgeleſen werden. i 

Secretair Dittrich (lieſt vor): „Se. Majeſtät zu bitten, das Recht 
des Vereinigten Landtags, auf Grund des F. 4. des Geſetzes vom 22. Mai 
1815 und des Art. III. 2. des Geſetzes vom 5. Juni 1823, den Beirath zu 
allen allgemeinen Geſetzen zu ertheilen, welche die Perſonen- und Eigenthums⸗ 
rechte, mit Einſchluß der Steuern, betreffen, Allergnädigſt anerkennen (und 
demzufolge, wie auch aus Gründen der Nützlichkeit und inneren Nothwendig⸗ 
keit, den Wegfall der Ausſchüſſe in der ihnen durch die Allerhöchſte Verord⸗ 
nung vom 3. Februar gegebenen Einrichtung ausſprechen) zu wollen.“ 
Abg. Frhr. v. Vincke: Ich bitte, zu der verleſenen Frage die Ergän⸗ 
zung zuzuſetzen: und demzufolge wie auch aus Gründen der Nützlich⸗ 

keit u. ſ. w. N 
Marſchall: Iſt das Amendement richtig verſtanden? (Mehrere Stim⸗ 
men: Ja! Nein!) Es wird gewünſcht, daß das Amendement noch einmal 
verleſen werde. (Dies geſchieht durch den Herrn Secretair Dittrich, 
mit der von Herrn von Vincke angegebenen Ergänzung.) Diejenigen, 
welche dem Amendement beitreten wollen, antworten mit Ja. (Abſtimmung 
durch namentlichen Aufruf geht vor ſich.) Das Reſultat der Abstimmung iſt 
folgendes; die Frage iſt mit 285 Stimmen bejaht und mit 220 Stimmen 
verneint worden, die geſetzlichen zwei Drittel find alſo nicht vorhanden. Wir 
kommen nun zu der folgenden, von mir angekündigten Frage. Ein Antrag 
ging dahin, die Verſammlung möge die Bitte ſtellen, die Ausſchüſſe gänzlich 
wegfallen zu laſſen, wohingegen die Abtheilung den Vorſchlag gemacht hat, 
die Bitte auf Wegfall der Ausſchüſſe nur auf die durch die Allerhöchſte Ge⸗ 
ſetzgebung vom 3. Februar d. J. gegebene Einrichtung zu richten, und ich 
muß zuerſt fragen, ob der Antrag auf gänzlichen Wegfall Unterstützung fin- 
det. (Wird zahlreich unterſtützt.) Ich werde alfo die Frage zuerſt auf dies 
fen Antrag richten, ob die Bitte allerunterthänigſt dahin gerichtet werden ſoll, 
daß die Ausſchüſſe gänzlich ausfallen ſollen; diejenigen, die die Frage bejahen, 
bitte ich aufzuſtehen. (Dies geſchieht.) Mit überwiegender Majorität ange⸗ 
nommen. Wir kommen nunmehr zu den Gründen, aus welchen die Bilte 
geſtellt werden ſoll, und ich frage zuerſt: ſoll die Bitte auf die frühere Ge⸗ 
etzgebung begründet werden? 8 

Abg. v. Gottberg: Ich wollte mir nur die Frage erlauben, ob bei 
der jetzt folgenden Abſtimmung die einfache Majorität entſcheidet. Da es ſich 
um keine Bitte handet, ſondern nur über die Gründe entſchieden werden ſoll, 
ſo glaube ich, ſind nicht zwei Drittel der Stimmen erforderlich. 

Marſchall: Zwei Drittel. (Einige Stimmen durch einander.) 

Eine Stimme (vom Platz): Darf ich mir ein Wort über die Fra⸗ 
geſtellung erlauben? Ich würde bitten, die Frage ſo zu ſtellen, daß in der 
Bitte an Se. Majeſtät Bezug genommen werde auf Rechtsgründe. 

Marſchall: Das iſt daſſelbe. Soll in der Bitte Bezug auf die 
Gründe genommen werden, oder ſollen die Gründe angeführt werden, das 
hat denſelben Sinn. Ich habe dieſelben Worte gewählt, wie vorgeſtern. 

Abg. Graf Schwerin: Ich muß bedauern, die Anſicht des Königl. 
Herrn Kommiſſarius nicht theilen zu können, muß mich vielmehr der Mei⸗ 
nung anſchließen, die fi vorher dahin ausſprach, daß, da es ſich nicht um 
eine Bitte handelt, ſondern um Gründe für eine Bitte, die einſache Majori⸗ 
tät entſcheidet. Keinesweges ſtehen hier zwei verſchiedene Bitten neben einan⸗ 
der, wie der Herr Kommiſſarius vermeint, ſondern nur ein Petitum, das 
aber verſchiedenartig motivirt werden kann, und da hat der Herr Kommiſſa⸗ 
rius ja ſelbſt anerkannt, daß die abſolute Majorität genüge. Die Frage 
dürfte aber ſein: Soll die Bitte ausgeſprochen werden in Anerkennung der 
aus der früheren Geſetzgebung hervorgehenden Rechtsgründe? 

s „(Stimmen durch einander.) 

Secretair v. Leipziger: Ich kann mich der Anſicht des vorigen Red⸗ 
ners nicht anſchließen, wir wollen eine auf Gründe geſtützte Bitte vortragen; 
dieſe Gründe machen einen weſentlichen Theil der Bitte aus, folglich müſſen 
auch zwei Drittel der Stimmen hier Anwendung finden. 

Abg. Siegfried: Wenn bei jeder Adreſſe über die einzelnen Gründe 
abgeſtimmt werden ſollte, ſo würde eine Unzahl von Abſtimmungen erforder⸗ 
lich ſein. Die Gründe werden aus der Diskuſſton entnommen, und dieſe 
giebt ſich dort als die Meinung der Majorität, und ich kann nur dafür 
ſümmen, daß die einfache Majorität hier ausreichend fei. 

Abg. v. Beckerath: Ich habe nur kurz darauf hinweiſen wollen, daß 
der §. 16. der Verordnung über die Bildung des Vereinigten Landtags be⸗ 
fagt: „Bitten und Beſchwerden dürfen nur dann zu Unſerer Kenntniß ge⸗ 
bracht werden, wenn ſie in beiden Verſammlungen berathen ſind und ſich in 
jeder derſelben mindestens zwei Drittel der Stimmen dafür ausgeſprochen ha⸗ 
ben.“ Alſo wenn ſich für das Ganze einer Petition zwei Drittel der Stim⸗ 
men ausgeſprochen haben. Daraus geht nicht hervor, daß jedes einzelne 
Motiv mit zwei Drittel der Stimmen angenommen werden muß. 
recht wohl denkbar, daß das eine Drittel aus Gründen des Rechts, das an⸗ 
dere Drittel aus Gründen der Nützlichkeit ſtimmt; beide bilden die geſetzlichen 
zwei Drittel der Stimmen. Wenn der Herr Landtags⸗Marſchall es nun an⸗ 
gemeſſen findet, daß über die Nechtsgründe und über die Zweckmäßigkeits⸗ 
Gründe beſondere Abſtimmungen ſtattfinden ſollen, fo halte ich es für durch⸗ 
aus richtig, daß für jede Abſtimmung nur die einfache Majorität in Anſpruch 

enommen wird, denn ſte fällt dann in die Kategorie der Beſchlüſſe, welche 
(Ges durch einfache Mehrheit Gültigkeit erlangen. 


Es ift 


Abg. Dittrich: Ich beziehe mich auf den $. 22. des Gefhäfts-Regle- 
ments, welcher ſagt: „Auf Grund ſämmtlicher Verhandlungen wird von dem 
Referenten oder demjenigen, welchen der Marſchall dazu beſtimmt, die Er⸗ 
klärung der Stände abgefaßt.“ Hiernach iſt nicht erforderlich, daß über je⸗ 
den Grund einzeln abgeſtimmt werde, denn die Gründe ergeben ſich aus der 
Verhandlung, und nur über den Antrag ſelbſt iſt die Abſtimmung und die 
Stimmen⸗Mehrheit von zwei Drittheilen nothwendig. 

Abg. v. Vincke: Ich wollte mir nur eine Bemerkung erlauben, welche 
das verehrte Mitglied für Krefeld mit Stillſchweigen übergangen hat, dit aber 
ſeine Anſicht unterſtützt. §. 16 fängt nämlich damit an, daß die Beſchlüſſe 
in der Regel durch Stimmenmehrheit gefaßt werden und nur Bitten, welche 
an Se Majeftät den König gelangen ſollen, einer Majorität von zwei Drit⸗ 
teln bedürfen. Behufs Feſtſtellung der Faſſung bedarf es daher nur einfacher 
Majorität. Ueber die Faſſung kann aber heute nicht abgeſtimmt werden, und 
ich ſchließe mich in dieſer Beziehung dem Secretair zur Linken des Herrn 
Marſchalls dahin an, daß es darauf ankommt, daß der Herr Referent eine 
Faſſung vorlegt, und dann würde mit einfacher Majorität darüber abgeſtimmt 
werden, ob dieſe angenommen wird oder eine andere. g 

Landtags⸗Kommiſſar: Ich fühle mich veranlaßt, über die vorlie⸗ 
gende Differenz mich mit einigen Worten zu äußern. Wenn es ſich darum 
handeln ſollte, durch eine Abſtimmung die Gründe feſtzuſtellen, welche eine 
Petition unterſtützen ſollen, ſo bin ich gar nicht zweifelhaft, daß dazu die ein⸗ 
fache Majorität genügt; wenn es ſich aber darum handelt, das Petitum zu 
definiren, fo kann das nicht anders geſchehen, als mit einer Mehrheit von 
zwei Dritteln. Die Frage: Soll Se. Majeſtät gebeten werden, die Ausſchüſſe 
künftig wegfallen zu laſſen? enthällt ein beſtimmtes Petitum, und darüber iſt 
abgeſtimmt; wird nun die zweite Frage geſtellt? Soll Se. Majeſtät unter 
Berufung auf Rechtsgründe gebeten werden, die Ausſchüſſe wegfallen zu laſ⸗ 
ſen? ſo iſt das ein anderes Petitum, und ſolches kann nach der Anſicht des 
Gouvernements nur mit zwei Drittheilen der Stimmen angenommen werden. 

Eine Stimme: Ich muß bedauern, daß ich mich der Anſicht des Hrn. 
Landtags⸗Kommiſſars meinerſeits nicht anſchließen kann, ich glaube nicht, daß 
die Sache fo liegt, wie fie der Herr Kommiſſar eben dargeſtellt hat, daß zwei 
Petita einander gegenüber ſtehen. Wenn dies der Fall wäre, würde ich da⸗ 
mit übereinſtimmen können, daß wir zwei Drittel als Majorität haben müß⸗ 
ten; weil aber das zweite kein Petitum, ſondern nur ein Grund für das Pe⸗ 
titum iſt, das Motiv der Bitte, die Anerkennung der aus der früheren Ge⸗ 
ſetzgebung folgenden Rechtsanſprüche, fo liegt auch in dieſem Falle die Sache 
gerade ſo, wie der Herr Kommiſſar zuerſt erwähnte, daß die einfache Majo⸗ 
rität genüge, wo es ſich um Gründe für eine Vitte handelt. 

Landtags-Kommiſſar: Ich muß mir geſtatten, den von mir bezeich⸗ 
neten Unterſchied näher zu bezeichnen. Die eine Frage heißt: Soll Se. Maj. 
gebeten werden, die Ausſchüſſe wegfallen zu laſſen? Die andere, wie ſie jetzt 
deſinirt wird: Soll Se. Majeſtät gebeten werden, die Ausſchüſſe in Anerken⸗ 
nung der darauf bezüglichen Rechtsanſprüche wegfallen zu laſſen? Das find 
zwei verſchiedene Petita, deren keines anders als durch zwei Drittheile der 
Stimmen angenommen werden kann. Ich glaube nicht anſtehen zu dürfen, 
zu erklären, daß, wenn hier nach einer anderen Anſicht entſchieden und der 


letzbezeichnete Antrag mit einfacher Majorität angenommen werden ſollte, von 


Sr. Majeſtät darauf kein Beſcheid erfolgen würde. (Murren. Einige Stim⸗ 
men halblaut: Das iſt eine Drohung.) 

Eine Stimme: Der Herr Marſchall hat die Frage ſo geſtellt; Soll 
die Bitte auf die frühere Geſetzgebung gegründet werden? Daraus folgt, daß 
dieſer Grund nicht im Petitum enthalten iſt, ſondern im Kontext, alſo zwei 


Drittheile Majorität dazu nicht erforderlich fein dürften. 


Marſchall: Ich erkläre, daß ich dies Bedenken dadurch beſeitigen 
werde, indem ich die Frage ſo ſtellen werde, daß der Grund mit in das Pe⸗ 
titum hineinkommt. ; 

Referent von der Schulenburg: Ich mache darauf aufmerkſam, daß 
beide Vorſchläge nicht egal ſind. Der Vorſchlag der Abth. heißt: „Soll mit 
Beziehung auf die frühere Geſetzgebung u. ſ. w.“ Der Vorſchlag des Mit⸗ 
gliedes aus der Rhein-Provinz ſtützt ſich mit auf die Rechtsanſprüche, und 
das will etwas Anderes ſagen. Ich glaube aber, daß die beiden Meinungen 
ſich darin vereinigen würden, wenn geſagt würde: „Soll mit Bezug auf die 
frühere Geſetzgebung und aus Gründen u. ſ. w.“ gebeten werden. Darin 
liegt Alles, was wir wollen. } 
Marſchall: Ich will mich ſehr gern dem Vorſchlage fügen, wenn er 
eine Vereinigung herbeiführen kann. (Viele Stimmen: Ja, Ja.) Ich werde 
nun die Abstimmung fo vornehmen, wie fie vorgeſtern über die Periodizität 
fiattgefunden hat, und bitte alſo, die Frage in dieſer Art zu verleſen. 

Referent von der Schulenburg: Die Frage würde alſo fo lauten: 
„Soll mit Bezug auf die frühere Geſetzgebung und aus Gründen der Nütz⸗ 
lichkeit und inneren Nothwendigkeit Se. Mafeſtät der König gebeten werden, 
den Wegfall der Ausſchüſſe auszuſprechen?“ 

Marſchall: Iſt gegen dieſe Frageſtellung etwas einzuwenden? (All⸗ 
gemeiner Ruf: Nein.) Wer alſo bejahen will, wird aufſtehen müſſen. 
(Die ganze Verſammlung erhebt ſich.) Ich bitte den Herrn Referenten, im 
Vortrage fortzufahren. 

Referent von der Schulenburg: (Bericht) „Man ging ferner zu der 
Frage über, ob nach erfolgter Einberufung des Vereinigten Landtages eine 
Berathung allgemeiner Geſetze noch anderswo, als beim Vereinigten Landtage, 
z. B. auch bei den Provinzial-Landtagen, mit rechtlicher Wirkung eintreten 
könne? Es ſcheint außer Zweifel zu ſein, daß die Krone ſich nach dem §. 
12 der Verordnung vom 3. Februar 1847, die Bildung des Vereinigten 
Landtags betreffend, das Recht ausdrücklich vorbehalten hat, den ſtändiſchen 
Beirath über ſolche Geſetze auch von den Provinzial⸗Landtagen erfordern zu 
wollen. Dies würde aber den §. 4. des Geſetzes vom 22. Mai 1815 alte⸗ 
riren, indem hiernach ausdrücklich alle das Perſonen- und Eigenthumsrecht, 
ſo wie die Beſteuerung, betreffenden Geſetze dem Beirathe der Verſammlung 
der Landes⸗Repräſentation unterliegen ſollen; ferner dem Artikel III. Nr. 2. 
des Geſetzes vom 5. Juni 1823 inſofern zuwiderlaufen, als die Wirkſamkeit 
der Provinzialſtände in dieſer Beziehung nur fo lange ausgeſprochen iſt, als 
keine allgemeine ſtändiſche Verſammlung beſteht. Dieſe allgemeine Stände⸗ 


Verſammlung iſt nun vorhanden, und deshalb muß, wenn man die früheren 
Geſetzgebungen nicht in weſentlichen Punkten alteriren will, auch die Wirk⸗ 
ſamkeit der Provinzial⸗Landtage inſofern modiſtzirt werden, als es zwar der 
Krone überlaſſen werden muß, ob ſie dieſelben über dergleichen Ge⸗ 
ſetze hören will, dies aber nicht als rechtsgültig anzuſehen iſt, wenn 
dadurch das Gutachten der Vereinigten Stände erſetzt werden ſoll. 
Die hierauf geſtellte Frage: Ob die Abtheilung der Anſicht ſei, daß aus der 
früheren Geſetzgebung ein Rechtsanfpruch zu begründen ſei, daß hinſichtlich 
der Berathung über allgemeine Geſetze der Beirath des Vereinigten Landtags 
nicht durch eine Verhandlung mit den Provinzialſtänden erſetzt werden könne, 
wurde von 10 Mitgliedern bejaht und von 8 verneint. Wohingegen die Frage: 
Will die Abtheilung vorſchlagenz mit Bezug auf die frühere Geſetzgebung, ſo 
wie aus Gründen der Rützlichkeit und inneren Nothwendigkeit, eine Bitte an 
St. Majeſtät den König zu richten, daß Se. Majeſtät gnädigſt anzuerkennen 
geruhen, es könne der Beirath des Vereinigten Landtags nicht durch Ver⸗ 
handlungen mit den einzelnen Provinzial-Landtagen ausgeſchloſſen fein, mit 
17 Stimmen bejaht, von einer verneint wurde.“ 

Marſchall: Die Diskuſſion hierüber iſt eröffnet 

Abg. Dittrich: In Bezug hierauf bemerke ich, daß die Beſtimmung, 
welche die verehrliche Abtheilung angeführt hat, hierüber weniger klar ſpricht, 
als der §. 3. der Verordnung in Betreff der Bildung des Ausſchuſſes. Der 
§. 3 ſagt: „Wie Wir aber in der die Bildung des Vereinigten Landtages 
betreffenden Verordnung vom heutigen Tage bereits vorbehalten haben, auch 
von dieſem dergleichen Gutachten in dazu geeigneten Fällen zu erforden, ſo 
wollen Wir Uns gleichfalls vorbehalten, Geſetze der erwähnten Art, welche 
die ganze Monarchie oder mehrere Provinzen betreffen, ausnahmsweiſe auch 
den Provinzial-Landtagen zur Begutachtung vorzulegen.“ Es ſcheint mir, 
ich weiß nicht, bin ich darüber ganz im Klaren oder nicht? — daß ein Wider⸗ 
ſpruch obwaltet zwiſchen dem Allerhöchſten Patente und dieſer Beſtimmung. 
Im Allerhöchſten Patente iſt zu 3. vorerſt geſagt: „Dem Vereinigten Land⸗ 
tage und in deſſen Vertreten dem Vereinigten ſtändiſchen Ausſchuſſe über⸗ 
tragen Wir a) in Beziehung auf den ſtändiſchen Beirath bei der Geſetzge⸗ 
bung diejenige Mitwirkung, welche den Provinzial-Ständen durch das Geſetz 
vom 5. Juni 1823 F. III. Nr. 2, ſo lange keine allgemeine ſtändiſche Ver⸗ 
ſammlungen ſtattfinden, beigelegt war.“ Hier iſt es allgemein geſagt. Dann 
iſt ſpäter beſtimmt: „Alles dieſes nach näherer Vorſchrift der Verordnungen 
vom heutigen Tage.“ Die angeführte Verordnung aber verengert die allge⸗ 
meine Veſtimmung. Ich weiß, wie geſagt, nicht, ob ich hierbei im Irrthume 
bin. Ich bin aber der Meinung, daß die Verordnung ſich nach dem Aller⸗ 
höchſten allgemein beſtimmenden Patente richten müſſe. Doch kann auch 
dieſer Zweifel gehoben werden, denn in der Allerhöchſten Botſchaft vom 22. 
April d. J. iſt geſagt: „Auf dieſem verfaſſungsmäßigen Wege können zu⸗ 
gleich alle Zweifel ihre Erledigung finden, die etwa über den wahren Sinn 
dieſer Geſetzgebung obwalten möchten.“ Zweitens ſcheint mir hier der Ort 
zu ſein, um über das Petitionsrecht, und inwieweit daſſelbe dem Vereinigten 
Landtage und den Propinzial⸗Landtagen zuſteht, Beſtimmung zu treffen. Es 
find nämlich im Laufe unſerer Wien egen einige Fälle vorgekommen, 
in denen Zweifel entſtanden ſind, inwieweit das Petitionsrecht dem Vereinigten 
oder dem Provinzial-Landtage zukommt. Mir ſcheint nach der Verordnung 
ſelbſt der Fall nicht zweifelhaft zu ſein. Indeſſen in der Praxis hat er ſich 
als zweifelhaft herausgeſtellt. So wie äußere Angelegenheiten immer eine 
Seite den inneren zuwenden, ſo wendet jede allgemeine Angelegenheit auch 
der provinziellen eine Seite zu. Im §. 13 der Verordnung über die Bil⸗ 
dung des Vereinigten Landtages iſt beſtimmt: „Dem Vereingten Landtage 
ſteht das Recht zu, Uns Bitten und Beſchwerden vorzutragen, wel⸗ 
che innere Angelegenheiten des ganzen Staats oder mehrerer Pro⸗ 
vinzen betreffen, wogegen Bitten und Beſchwerden, welche allein das In⸗ 
tereſſe der einzelnen Provinzen betreffen, den Provinzial-Landtagen verbleiben.“ 
Hiernach iſt der Ausdruck: „einzelne Provinzen“ dem: „mehrere Provinzen“ 
entgegengeſetzt, aber in der Anwendung als zweifelhaft hingeſtellt worden, 
und es möchte deshalb hierüber auch Beſtimmung getroffen werden. Das 
Petitionsrecht halte ich für ein fo wichtiges, daß ich gegen eine hierüber aus- 
geſprochene Aeßerung — nach welcher von 453 Beglückungs-Anträgen die 
Rede war — um ſo mehr proteſtirte, als dadurch dieſes, von des Königs 
Majeſtät uns verliehene Recht, herabgeſetzt wird. f 


Landtags-Kommiſſar: Der geehrte Redner hat zwei Gegenſtände 


berührt, von denen der eine zur Tagesordnung gehört, der andere ganz außer 

derſelben zu liegen ſcheint, vielmehr bereits mehrere Sitzungen hindurch die 

hohe Verſammlung beſchäftigt hat. Ich muß daher meine Erwirderung auf 

den Gegenſtand beſchränken, der zur Tagesordnung gehört. Dies iſt der in 

den Geſetzen vom 3. Februar e. enthaltene Vorbehalt, in einzelnen Fällen 

auch das Gutachten über allgemeine Geſetze von den getrennten Provinzial⸗ 
Ständen zu vernehmen. Es iſt zuerſt angeführt worden, daß in dieſer Be⸗ 

ziehung ein Widerſpruch zwiſchen dem Patent und den einzelnen darauf be⸗ 
züglichen Verordnungen beſtehe und darauf der Wunſch gegründet werden, 

daß dieſer Widerſpruch aufgeklärt werden möge. Ich glaube nicht, daß ein 

ol⸗cher Widerſpruch vorhanden iſt. Das Patent giebt gleichſam einen Umriß 

von dem Inhalte der Verordnungen. Es ſtellt die Regel auf fügt hinzu: 

„Alles dies nach näherer Vorſchrift der Verordnungen vom heutigen Tage: 

Daraus folgt, daß das, was in den Verordnungen deutlich vorgeſchrieben, 
Rechtens if, nicht, was man aus dem Patent glaubt deduziren zu können. Nun 

ſagt der von dem Redner angezogene Paragraph ganz deutlich: daß Se. Maj. 
Sich vorbehalten haben, in einzelnen Fällen auch ſolche Geſetze, die den ganzen 
Staat oder mehrere Provinzen betreffen, von den getrennten Provinzialſtänden 
begutachten zu laſſen. Der Grund, warum dieſe Ausnahme gemacht iſt, liegt nicht 
darin, daß man geglaubt hätte, der Rath von getrennten Ständen ſei beſſer, 
als der vom Vereinigten Landtage. Im Gegentheil, die Regierung hat völlig 
anerkannt, daß die Berathung allgemeiner Geſetze durch die Provinzial⸗Land⸗ 
tage keine geeignete ſei, ſondern daß die Anſicht des Landes der Regel nach 
viel zuverläſſtger von einer centralſteͤndiſchen Verſammlung vernommen wer⸗ 
den würde. Es hat aber, ich glaube dies ſchon früher geſagt zu haben, der 
Fall vorgeſchwebt, wo ein an ſich einfacher Geſeg⸗Worſchlag vorläge, deſſen 
baldige Inslebenberufung dem Lande wünſchenswerth wäre, und zwar zu einer 
Bit wo die Provinzial⸗Landtage eben verſammelt wären, und daß man für 
Fälle aus Gründen der Nützlichkeit auch den Weg der Berathung durch 
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dieſe als Ausnahme vorbehalten habe. Es iſt angeführt,, daß man eben ſo 
gut den Vereinigten Landtag zu einem ſolchen Zweck verſammeln könne, als 
die Provinzial-Landtage. Es iſt dies zwar nicht vollkommen richtig, indem 
der Aufwand an Zeit und Koſten zur Verſammlung der erſteren jedenfalls 
größer iſt, als zur Verſammlung der letzteren; doch hat dieſer Unterſchied 
keinesweges vorgeſchwebt, ſondern lediglich der Fall, wo die Provinzialſtände 
eben verſammelt wären oder deren Verſammlung nahe bevorſtände. Ich bitte 
daher, dieſer Ausnahme keine andere Bedeutung beilegen zu wollen, als die⸗ 
jenige, welche ich eben angegeben habe, und ich glaube, hinzufügen zu können, 
daß, wenn die Verſammlung der Anſicht iſt, daß dieſe Art des ſtändiſchen 
Beiraths nicht wünſchenswerth ſei, von Seiten der Krone kein Gebrauch da⸗ 
von gemacht werden wird. 

Abg. Hanſemann: Ich würde recht gern von dem Antrage abſtehen, 
den, wie ich glaube, einſtimmig die Abtheilung uns vorſchlägt, wenn man 
die Gewißheit hätte oder wenn es überhaupt nur möglich wäre, daß immer 
der nämliche Mann Miniſter wäre, und wenn es ſich nicht hier um eine 
Sache handelte, die eine gewiſſe Feſtigkeit in ihren Beſtimmungen haben muß. 
Aus dieſem Grunde ſchließe ich mich vollſtändig den Konkluſtonen der Abth. an. 

Abg. v. Beckerath: Ich gebe zu, daß es in manchen Fällen zur Be⸗ 
ſchleunigung in der Geſetzgebung gereichen kann, wenn die allgemeinen Ge⸗ 
feg- Entwürfe anſtatt dem Vereinigten Landtage, auch den Provinzial⸗Stän⸗ 
den vorgelegt werden könnten. Dieſer Vortheil aber iſt ein untergeordneter 
und ſteht in keinem Verhältniß zu dem unermeßlichen Nachtheil, der dadurch 
der Inſtitution des Vereinigten Landtages zugefügt werden würde. Ich er⸗ 
innere nur daran, wie von allen Seiten die Nothwendigkeit erkannt worden 
iſt, daß in dem Organe des Vereinigten Landtages ſich der Beirath zu der 
Geſetzgebung konzentriren müſſe, wenn nicht das ganze Weſen der Verfaſſung 
eine bedeutende Veſchränkung und gewiſſermaßen eine Aufhebung erleiden ſoll. 
Ich ſchließe mich demnach dem Antrage der Abtheilung an. 

Abg. v. Manteuffel .: Ich erlaube mir, darauf aufmerkſam zu 
machen, daß es ſich hier nicht um Begutachtung des Geſetzes vom 3. Februar 
handelt, ſondern daß wir im Begriff ſind, Bitten an Se. Majeſtät zu be⸗ 
ſchließen. Wir haben bereits geſtern und heute zwei wichtige Bitten beſchloſ⸗ 
ſen, gegen welche ich meinerſeits geſtimmt habe. Es fragt ſich nun, ob die⸗ 
ſer Gegenſtand, beſonders nach den Erklärungen des Herrn Kommiſſars, 
wichtig genug iſt, um Sr. Maj. auch dieſe Bitte noch vorzutragen. Ich 
verneine dies, glaube, wir müſſen mit Sparſamkeit bei unſeren Bitten zu 
Werke gehen. r 

Abg von Auerswald: Ich ſtimme dem Haupt⸗Grundſatze meines 
Vorgängers heute vollkommen bei! Auch ich bin der Meinung, daß wir wohl 
thun, größere Anträge nicht durch kleinere zu ſchwächen „daß wir nicht un⸗ 
nöthig weniger Wichtiges erbitten, wo wir Wichtigeres zu erbitten haben; 
auch ich bin mit ihm für das non multa, sed multum. Aber dies Alles 
findet auf den vorliegenden Fall durchaus keine Anwendung, denn wir wür⸗ 
den in der Lage ſein, durch Unterlaſſung des geringeren Antrages die Haupt⸗ 
Anträge entſchieden zu ſchwächen. Es wird Niemanden glaube ich einfallen, 
der Berathung der Provinzial-Landtage irgend etwas, was die Regierung 
ihr anheimgeben will, zu entziehen. Nur in die einzige Beſtimmung werden 
wir uns nicht finden wollen, daß durch den Beirath der Provinzial-Landtage 
der Beirath dieſer Verſammlung erſetzt oder überflüſſig gemacht werde, und 
deshalb kann ich die allgemeinen Gründe meines Vorgängers auf den vor⸗ 
liegenden Fall nicht anwendbar finden. (Ruf zur Abſtimmung.) 

(Abg. Graf von Schwerin verzichtet auf das Wort.) 

Marſchall: Da Niemand mehr das Wort verlangt hat, ſo werde 
ich die Debatte ſchließen und zur Abſtimmung bringen, ob der Antrag der 
Abtheilung angenommen werden ſoll. Ich bitte denſelben zu verleſen mit den 
Modifikationen, wie fie die vorigen Veſchlüſſe herbeiführen. 

Secretaur von Leipziger (verlieſt die Frage): „Will die Abtheilung 
vorſchlagen, mit Bezug auf die frühere Geſetzgebung, ſo wie aus Gründen 
der Nützlichkeit und der inneren Nothwendigkeit, eine Bitte an Se. Maje- 
ſtät den König zu richten, daß Se. Majeſtät gnädigſt anzuerkennen geruhen, 
es könne der Beirath des Vereinigten Landtages nicht durch Verhandlungen 
mit den einzelnen Provinzial-Landtagen ausgeſchloſſen ſein.“ aa 
(Der Antrag wird durch Aufſtehen mit überwiegender Mehrheit angenommen.) 

Referent von der Schulenburg (berlieſt): „Die Aufhebung refp. 
Modiſizirung der ſtändiſchen Deputation für das Staatsſchul denweſen iſt Ge⸗ 
genſtand fast aller Petitionen. Es werden für den Antrag ſowohl von den 
Petenten als auch von verschiedenen Mitgliedern der Abtheilung Gründe an⸗ 
geführt, die einen Rechtsvnſpruch in den früheren ſtändiſchen Geſetzen darauf 
zu finden glauben, daß dieſe Deputation in ihrer jetzigen Gehalt wegfallen 
müſſe. Die Frage wurde ſo geſtellt: Tritt die Abtheilung der Anſicht 
bei, daß eine Berechtigung der Staatsſchulden-Deputation den Vereinig⸗ 
ten Landtag in ſeinen Befugniſſen zur Konſentirung von Staatsſchulden 
zu erſetzen, mit dem Geſetze vom l7ieu Januar 1820. unvereinbar ſei? 
und einſtimmig bejaht, dagegen die Frage: Tritt die Abtheilung der An⸗ 
ſicht bei, daß die jetzige Einrichtung der ſtändiſchen Deputation für das 
Staatsſchuldenweſen mit dem Geſetze vom 17ten Januar 1820. über⸗ 
haupt unvereinbar ſei? mit 12 Stimmen verneint, mit 5. bejaht. End⸗ 
lich vereinigte man ſich zu dem Konkluſum, einſtimmig der hohen Ver⸗ 
ſammlung vorzuſchlagen: Mit Bezug auf die aus dem Geſetz vom 17. Januar 
1820 ſich ergebenden Nechtsgründe Se. Majeſtät zu bitten, die Verordnung n 
vom 3. Februar 1847 dahin ändern zu wollen, daß unzweifelhaft aus ihnen 
hervorgehe, daß die ſtändiſche Deputation für das Staats⸗Schuldenweſen 
nicht beſtimmt fei, den Vereinigten Landtag in feinen Befugniſſen hinſichtlich 
det Konſentirung von Staats⸗Schulden zu erfegen. An dieſen Beſchluß reihte 
ſich nothwendig die Betrachtung, wie es denn bei der Konſentirung von 
Schulden in ſolchen Fällen gehalten werden ſolle, wo die Einberufung des 
Landtages unmöglich bleibe, und in dieſer Beziehung war die Abtheilung ein⸗ 
ſtimmig der Anſicht, daß ausdrücklich ausgeſprochen werden möge: daß Se. 
Majeftät das unbeſtreitbare Recht der Krone behalten möge, in allen Fällen, 
in welchen die Einberufung des Vereinigten Landtages unausführbar iſt, 
ohne Zuziehung ſtändiſcher Organe Anleihen zu kontrahiren; was diefelbe 
dem hohen Landtage zur Beſchlußnahme gehorſamſt empfiehlt.“ 


Schluß folgt.) 


